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PID, PND und das Lebensrecht behinderter
Menschen

Im Jahr 1974 wurde es durch eine Anderung des Strafrechts erstmals in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland ermdglicht, von Gesetzes wegen eine Ab-
treibung straffrei vornehmen zu lassen, wenn sich anhand vorgeburtlicher Diagnostik
(PND) Anhaltspunkte fur eine mogliche Behinderung des noch ungeborenen Kindes
ergaben. Obwohl dies durch eine 1995 erfolgte Gesetzesanderung pro forma zu-
ruckgenommen wurde, blieb die mogliche Behinderung eines Kindes als Grund flr
einen straffreien Abbruch der Schwangerschaft quasi ,auf einem Umweg“ erhalten.
Zu den Moglichkeiten der PND sind mittlerweile die der PID (Praimplantationsdia-
gnostik) hinzugetreten: Hierbei werden Embryonen im Reagenzglas erzeugt und vor
Erreichen eines bestimmten Reifezustands auf das Vorliegen einer genetischen Ab-
weichung getestet, die eine Erbkrankheit zur Folge hat. In der Folge werden Embry-
onen mit der genetischen Abweichung dem Absterben anheim gegeben und nur ,ge-
sunde” in die Gebarmutter eingepflanzt. Zudem wird aktuell Gber die Finanzierung
eines Bluttests durch die gesetzlichen Krankenkassen diskutiert (und wohl bald ent-
schieden), mit dem Trisomien [Verdreifachung bestimmter Chromosomen, die zu
schweren Behinderungen, darunter das Down-Syndrom, fihren kann; Anm. d. Verf.]
frGhzeitig erkannt werden konnen. Mit diesem Test soll es moglich sein, dies bereits
vor dem Ende der 12. Schwangerschaftswoche zu erkennen, so dass spatere
Schwangerschaftsabbriche madglicherweise nicht mehr notwendig sein konnten.

Da bereits heute im Falle von Trisomie 21, die haufigste Form dieser genetischen
Abweichungen und besser bekannt als ,Down-Syndrom®, 90 % der betroffenen
Schwangerschaften abgebrochen werden, ist eine weitere Einschrankung des auch
ungeborenem Leben vom Bundesverfassungsgericht zuerkannten Rechts auf Leben
fur diese mdglicherweise von einer Behinderung betroffenen Kinder nicht ausge-
schlossen. Dies erscheint — auch unter Berucksichtigung des 1974 ins Grundgesetz
aufgenommenen Verbots der Benachteiligung wegen einer Behinderung, aber eben-
so unter moralisch-ethischen Gesichtspunkten — nicht langer hinnehmbar. In dieser
Ausarbeitung sollen nun zunachst die Entwicklungen der Moglichkeiten der PID und
PND und daran anschlieRend — nach einer Darstellung der sich hieraus ergebenden
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Fragestellungen — der Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch von 1974 bis
heute dargestellt werden. Zudem wird die Frage des Einflusses des Benachteili-
gungsverbots wegen Behinderung auf die Fragestellung erortert und schliel3lich der
Versuch unternommen, einen Ausweg aus dem sich ergebenden Dilemma aufzuzei-
gen.

Notwendigerweise sind die Darstellungen dieser sehr komplexen Materie entspre-
chend umfangreich. Daher finden sich am Ende eines jeden Abschnitt unter ,Fazit"
Zusammenfassungen des gerade Dargestellten. Eine letztliche Zusammenfassung
findet sich schlieRlich auf Seite 34.

|. Das Urteil des BGH zur Straffreiheit von PID

Am 06.07.2010 hatte das hochste deutsche Zivilgericht, der Bundesgerichtshof
(BGH), einen Arzt vom Vorwurf des Verstol3es gegen das Embryonenschutzgesetz
(ESchG) freigesprochen, der fur mehrere Patientinnen mit Risiken unterschiedlicher
Erbgutschadigungen des zu erwartenden Kindes an aul3erhalb des Korpers (in vitro
bzw. extrakorporal) befruchteten Embryos Untersuchungen des Erbgutes mit dem
Ziel vorgenommen hatte, nur solche Embryonen in den Mutterleib zu Ubertragen, die
keine entsprechende Schadigung des Erbgutes aufwiesen (Urteil vom 6. Juni 2010 —
5 StR 386/09). Wesentlicher Entscheidungsgrund fur diesen Freispruch war, dass
der Arzt in erster Linie die HerbeifUhrung einer Schwangerschaft bezweckt habe.
Dass hierbei von einer Erbschadigung betroffene (allerdings in einem ohnehin nicht
uberlebensfahigen Stadium befindliche) Embryonen quasi ,durch Unterlassen® ver-
nichtet worden seien, war fur den erkennenden Senat unerheblich: Diesen Umstand
sah er deshalb als nicht strafwurdig an, weil das Herbeifuhren einer Schwangerschaft
eindeutig im Vordergrund des Arzthandelns gestanden habe.

Wenngleich diese Argumentation durchaus schlussig erscheint und daruber hinaus
eingeraumt werden muss, dass es in einem der Falle um eine Erbgutschadigung
ging, die in jedem Fall zu einer Totgeburt bzw. zu einem Versterben des Neugebo-
renen innerhalb weniger Tage nach der Geburt gefuhrt hatte, stot die Straffrei-
Stellung des Arztes jedenfalls auf moralische Bedenken. Schlief3lich stellt sie das
Lebensrecht von Embryonen infrage, die von einer nicht unvermeidbar bereits im
Mutterleib oder kurz nach der Geburt tédlich verlaufenden Erbschadigung betroffen
sind. Rein juristisch kann hiergegen selbstverstandlich eingewandt werden, dass oh-
nehin innerhalb der ersten zwoIf Wochen einer Schwangerschaft ein straffreier Ab-
bruch derselben moglich ist; dennoch liegt in Fallen wie den skizzierten ein besonde-
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rer, sich aus der Eigenschaft des betreffenden Embryos bzw. Fotus ergebender
Grund fur das Nichteintretenlassen der Schwangerschaft vor. Obgleich das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) in seiner Entscheidung vom 28.05 1993 — 2 BvF 2/90
und 4, 5/92 — unter Darstellung seiner Abwagungen entschieden hat, das voraus-
sichtliche Vorliegen einer Behinderung des ungeborenen Kindes konne im Rahmen
einer Rechte-Abwagung zur Straffreiheit eines Abbruches einer solchen Schwanger-
schaft fihren', muss dies moralischen Bedenken begegnen. Zwar ist diese ,embryo-
pathische Indikation“ durch das Schwangeren- und Familienhilfeanderungsgesetz ab
dem 1. Oktober 1995 gestrichen und durch eine allgemein gehaltene Regelung er-
setzt worden. Diese beinhaltet aber nichts anderes als die Unterstellung, die Behin-
derung eines Kindes gefahrde die physische und psychische Gesundheit der Mutter
in einer ihr nicht zumutbaren Art und Weise?. Mit einer solchen Argumentation wird
jedoch das Lebensrecht von Kindern infrage gestellt, die jedenfalls Uberlebensfahig
waren und in nicht wenigen Fallen auch ein durchaus erfllltes und gltckliches Leben
fuhren konnten. Zudem berichten nicht wenige Eltern etwa von Kindern mit Down-
Syndrom, dass sie zwar zunachst angesichts der Behinderung ihres Kindes schwer
geschockt waren, jedoch spater mit ihm ein durchaus erfulltes Leben gefuhrt hatten.

Daruber hinaus ist eine Passage aus der Urteilsbegriindung problematisch: Das Ge-
richt setzt sich in Ziff. 20 (S. 10 des Entscheidungsabdrucks?®) mit der Frage ausei-
nander, ob das Handeln des Arztes trotz des nicht strafbaren Ziels, mit ihm eine
Schwangerschaft herbeifuhren zu wollen, wegen des Vorliegens weiterer Ziele (,Al-
ternativabsichten®) dennoch strafbar gewesen sein kdnne. Hierzu stellt es fest: ,Es
ware widersinnig, wenn beispielsweise die stets mitverfolgte Gewinnerzielungsab-
sicht des Arztes ... oder auch sein Wille, in der Fachwelt und bei seinen Patienten
Anerkennung zu finden, als ,Alternativabsichten‘ eine Strafbarkeit nach § 1 Abs. 1 Nr.
2 ESchG begrunden wurden. Ein Gebot, dass die extrakorporale Befruchtung
ausschlie3lich der Herbeifiihrung der Schwangerschaft dienen muss, ist durch die
Vorschrift dementsprechend auch nicht normiert.”* (Hervorhebung von mir) — Die
Feststellung des letzten Satzes muss nun auf3erordentlich befremden. § 1 Abs. 2
ESchG stellt es namlich auch unter Strafe, wenn jemand ,kunstlich bewirkt, dal} eine
menschliche Samenzelle in eine menschliche Eizelle eindringt [Nr. 1], oder eine

' hierzu ausflhrlich Bernd Masmeier, Das Urteil des BVerfG zum Schwangerschaftsabbruch von
1993, http://www.politik-fuer-menschen-mit-

handicap.de/documents/Das Urteil des BVerfG_zum_ Schwangerschaftsabbruch von 1993.pdf
2 s. hierzu Bernd Masmeier, Lebensrecht Ungeborener und das Benachteiligungsverbot,
http://www.politik-fuer-menschen-mit-

handicap.de/documents/Lebensrecht Ungeborener und das Benachteiligungsverbot.pdf

3 http://www.politik-fuer-menschen-mit-handicap.de/documents/ BGH 5 StR 386-

09 Straffreiheit von PID.pdf

4a.a.0,S.10
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menschliche Samenzelle in eine menschliche Eizelle kunstlich verbringt [Nr. 2], ohne
eine Schwangerschaft der Frau herbeiflihren zu wollen, von der die Eizelle stammt.“®
Selbst wenn dem erkennenden Senat zuzugeben ist, dass in dem hier entschiede-
nen Fall tatsachlich die Herbeifuhrung der jeweiligen Schwangerschaft eindeutig im
Vordergrund des arztlichen Handelns stand, so sind doch Falle jedenfalls nicht un-
denkbar, in denen ein Arzt aus Motiven des Gewinnstrebens und/oder der Geltungs-
sucht Patientinnen in einer gleich gelagerten Fallkonstellation zu einem Vorgehen
wie dem hier entschiedenen Uberredet. Wenn aber nicht das Herbeifihren einer
Schwangerschaft im Vordergrund des arztlichen Handelns gestanden hat, sondern
vielmehr die ,Alternativabsicht®, dann liegt nach dem insoweit eindeutigen Text des
§ 1 Abs. 2 ESchG eine strafbare Handlung vor. Die hier aufgegriffene Formulierung
des Gerichts muss daher mindestens als nicht sorgfaltig bezeichnet werden. Das
Gericht erlautert zwar, dass eine Bewertung des jeweils gegebenen Tatbestandes
stattfinden musse. Weil aber einzelne Satze von Tragern bestimmter Interessen ger-
ne aus dem Zusammenhang gerissen werden, um Missverstandnisse zu erzeugen,
hatte die Formulierung besser lauten kdnnen: ,Dementsprechend ist festzuhalten,
dass das Herbeifiihren einer Schwangerschaft Hauptziel einer extrakorporalen Be-
fruchtung sein muss; Alternativabsichten wie die vorstehend beschriebenen stehen
einer Straffreiheit dann nicht entgegen.”

Il. Das Embryonenschutzgesetz und Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG

Im Weiteren setzt sich das Gericht mit der Bedeutung der Ausnahmeregelung des
§ 3 Satz 2 ESchG und der mit ihm getroffenen Wertentscheidung des Gesetzgebers
auseinander. Diese bestimmt eine Ausnahme von der eigentlich verbotenen Auswahl
des Geschlechts des Kindes durch die PID, ,wenn die Auswahl der Samenzelle
durch einen Arzt dazu dient, das Kind vor der Erkrankung an einer Muskeldystrophie
vom Typ Duchenne oder einer ahnlich schwerwiegenden geschlechtsgebundenen
Erbkrankheit zu bewahren, und die dem Kind drohende Erkrankung von der nach
Landesrecht zustandigen Stelle als entsprechend schwerwiegend anerkannt worden
ist.“ Das Gericht fuhrt hierzu aus: ,Mit der dort normierten Ausnahme vom Verbot der
Geschlechtswahl durch Verwendung ausgewahlter Samenzellen hat der Gesetzge-
ber der aus dem Risiko einer geschlechtsgebundenen Erbkrankheit des Kindes re-
sultierenden Konfliktlage der Eltern Rechnung getragen. Es kdnne ,einem Ehepaar
nicht zugemutet werden’, ,sehenden Auges das Risiko einzugehen’, ,ein krankes
Kind zu erhalten, wenn kinftig die Moglichkeit bestehen sollte, durch Sper-

5 Gesetzestext unter: https://www.gesetze-im-internet.de/eschg/ _ 1.html
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mienselektion ein gesundes Kind zur Welt zu bringen‘; daruber hinaus ,bestehe die
Gefahr, dass dann, wenn ein zu erzeugendes Kind mit einer zum Tode fihrenden
geschlechtsgebundenen erblichen Krankheit belastet sei, eine Abtreibung vorge-
nommen werde.“® In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach einer Anpas-
sung des Embryonenschutzgesetzes unter dem Aspekt des Benachteiligungsverbo-
tes des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes (GG)’.

Leider lasst sich mit den mir zur Verfigung stehenden Mitteln bei verhaltnismaligem
Rechercheaufwand nicht ermitteln, ob die fragliche Bestimmung vor oder nach der
Einflgung des Benachteiligungsverbots ins GG (1994) in das ESchG eingeflgt wur-
de. Sollte dies vorher geschehen sein (das ESchG datiert vom 13. Dezember 1990),
so ist sie mdglicherweise nicht nachtraglich auf ihre Vereinbarkeit mit dem geander-
ten Grundgesetz Uberprift worden. Wurde sie danach ins ESchG aufgenommen, so
ist moglicherweise noch niemand auf die |dee gekommen, eine von mir ersonnene
Auslegung des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG zu prufen, die darauf abstellt, dass niemand
wegen seiner (ganz spezifischen) Behinderung benachteiligt werden darf: Wenn
durch PID bzw. PND Trager bestimmter Behinderungen in ihrem Lebensrecht einge-
schrankt werden durfen, wahrend dies bei Tragern anderer Behinderungen nicht
moglich ist (weil deren Behinderung nicht per PID oder PND feststellbar ist), bedeutet
das dann nicht eine Benachteiligung der Mitglieder der erstgenannten Gruppe?8

Allerdings stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wann Uberhaupt mensch-
liches Leben beginnt. Wichtige Anhaltspunkte zu deren Beantwortung finden sich in
dem Urteil des BVerfG vom 25.02.1975 — 1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 —, in dem es sich
mit der 1974 erfolgten Anderung des Strafgesetzbuchs zur Strafbarkeit von Schwan-
gerschaftsabbrichen auseinandergesetzt hat. Das Ergebnis der seinerzeitigen Ab-
wagungen war, dass auch das werdende Leben unter dem Schutz des Grundgeset-
zes stehe, wobei ,Leben im Sinne der geschichtlichen Existenz eines Individuums ...
nach gesicherter biologisch-physiologischer Erkenntnis vom 14. Tage der Empfang-
nis ... an [besteht]®. Nun muss dem aber wohl hinzugefligt werden, dass im Jahr
1975 zwar die Moglichkeit einer Befruchtung der Eizelle auRerhalb des Mutterleibes
bereits entwickelt worden war, aber mangels auch rechtlicher Realisierungsmaglich-
keiten wohl aulerhalb der Betrachtung durch die Verfassungsrichter gelegen haben

6vgl. Fn 3, Ziff. 25, S. 11 f.

7 ,Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.”

8 vgl. hierzu die in Fn 2 genannte Ausarbeitung

9 eine ausflihrliche Darstellung der Begriindung dieser Auffassung findet sich in: Bernd Masmeier, Das
Urteil des BVerfG zum Schwangerschaftsabbruch von 1975, S. 5 f., http://www.politik-fuer-menschen-
mit-handicap.de/documents/Das Urteil des BVerfG zum Schwangerschaftsabbruch von 1975.pdf
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durfte. Somit stellt sich die Frage nach einer neueren Beurteilung dieser Frage. Zu
nennen sind hier zwei Aspekte: Zum einen die Bestimmungen des bereits erwahnten
ESchG; dort regelt § 8 Abs. 1, 1. Halbsatz: ,Als Embryo im Sinne dieses Gesetzes
gilt bereits die befruchtete, entwicklungsfahige menschliche Eizelle vom Zeitpunkt
der Kernverschmelzung an...“ Zum anderen ist eine Definition zu beachten, die der
Europaische Gerichtshof (EUGH) in einer Entscheidung im Jahr 2011 formuliert hat:
,~Jede menschliche Eizelle vom Stadium ihrer Befruchtung an, jede unbefruchtete
menschliche Eizelle, in die ein Zellkern aus einer ausgereiften menschlichen Zelle
transplantiert worden ist, und jede unbefruchtete menschliche Eizelle, die durch
Parthenogenese zur Teilung und Weiterentwicklung angeregt worden ist, ist ein
,menschlicher Embryo’ im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie®.“!

Diese Definitionen legen es zumindest nahe, dass es auf die vom BVerfG ange-
nommene Frist von ,14. Tage[n] nach der Empfangnis® fur den Beginn menschlichen
Lebens und damit dessen Schutz durch das deutsche Grundgesetz heute nicht mehr
ankommt, sondern dieser bereits unmittelbar nach der Verschmelzung von Ei- und
Samenzelle (auf welchem Weg auch immer) beginnt.

Als Ergebnis kann somit festgehalten werden: Menschliches Leben beginnt mit der
Verschmelzung von Ei- und Samenzelle — unabhangig davon, auf welche Art und
Weise diese erfolgt. Wenn aber — wie es das BVerfG in seiner Entscheidung von
1975 formuliert hat — ,jeder” Grundrechtstrager ist und sich dieses ,jeder® auch auf
noch ungeborenes Leben bezieht'?, dann kdnnte es bei der weiter oben in Erwagung
gezogenen Auslegung des Benachteiligungsverbots zumindest naheliegen, dass der
faktische Ausschluss von Embryonen mit einem ,genetischen Defekt® vom Lebens-
recht eine Benachteiligung gegenuber den Embryonen bedeutet, bei denen eine sol-
che Feststellung nicht moglich ist und deren Lebensrecht daher nicht infrage gestellt
werden kann.

Die weitere Frage muss nun dahingehend gestellt werden, ob es sich hierbei um eine
,verbotene“ Benachteiligung handelt. Diese Frage muss anhand der Gesetzesmate-
rialien zur Einfugung von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG sowie der Rechtsprechung des
BVerfG zu diesem Komplex erortert werden. Da eine solche Erdrterung den Rahmen
dieser Arbeit sprengen wurde, ist sie im Rahmen einer gesonderten Ausarbeitung

10 Richtlinie 98/44/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 1998 Uber den recht-
lichen Schutz biotechnologischer Erfindungen vom 6. Juli 1998

" Fundstelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Beginn_des Menschseins

2 vgl. hierzu Fn 9
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erfolgt.’® Die hierin gewonnenen Erkenntnisse lassen sich — soweit sie hier von Be-
lang sind — wie folgt zusammenfassen:

= Nicht jede Ungleichbehandlung eines Menschen mit Behinderung gegenuber ei-
nem Menschen ohne Behinderung ist eine (verbotene) Benachteiligung.

= Knupft eine Ungleichbehandlung nicht an die Behinderung selbst, sondern an eine
Auswirkung derselben an, ist sie nicht verboten.

= Eine Differenzierung innerhalb der ,Gruppe der Behinderten“ ist keine verbotene
Benachteiligung im Sinne der Grundgesetz-Vorschrift.

= Die Bedeutung der Verwendung des Wortes ,seiner” vor dem Wort ,Behinderung”
in der Grundgesetz-Vorschrift ist aus den Gesetzesmaterialien nicht zu entnehmen
und vom BVerfG noch nicht entschieden worden.

Das oben unter dem dritten Spiegelstrich dargestellte Ergebnis wirde die von mir
angenommene Bedeutung des Begriffs ,wegen seiner Behinderung“ ausschliel3en.
Es ist jedoch nicht vollig auszuschlieBen, dass der Gesetzgeber seinerzeit diese
Formulierung aus dem seinerzeit einzigen Satz des Art. 3 Abs. 3 GG Ubernommen
hat, ohne sich der von mir ins Spiel gebrachten Auslegungsmadglichkeit bewusst zu
sein.' Da diese Frage zudem in keinem der vom BVerfG bisher entschiedenen Ver-
fahren entscheidungserheblich war, bestand fur dessen Richter bislang noch keine
Veranlassung, sich zu dieser Frage zu duern.'

Folgt man diesem Befund, ohne die Zweifel hieran zu hinterfragen, bleibt nur die
Frage, inwieweit es eine verbotene Benachteiligung darstellen kann, dass nach der
gegenwartigen Rechtslage ein Embryo, fir den keine Mdglichkeit einer Behinderung
festgestellt wird bzw. werden kann, ab dem Ende der 12. Schwangerschaftswoche
ein faktisch uneingeschranktes Lebensrecht geniel3t, wahrend ein Embryo, bei dem
mutmallich eine Behinderung vorliegt, wegen entgegenstehender Grundrechtsposi-
tionen der Mutter hierin eingeschrankt wird. Der Befund kann allerdings auch noch zu
einer anderen Uberlegung filhren: Wenn — was aus der Begriindung der Verfas-
sungsrichter fur das Differenzierungsverbot innerhalb der ,Gruppe der Behinderten®
folgt bzw. folgen wirde — wegen des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes
des Art. 3 Abs. 1 GG alle (auch ungeborenen) Menschen mit Behinderung gleich zu
behandeln sind, dann widerspricht es diesem Verfassungsgebot, wenn ungeborene
Menschen, deren Behinderung erkannt werden kann, in der beschriebenen Weise in
ihrem Lebensrecht eingeschrankt werden (kénnen), wahrend diejenigen, deren Be-

3 Bernd Masmeier, Was ist Benachteiligung?, Diisseldorf 2018, veroffentlicht unter http://www.politik-
fuer-menschen-mit-handicap.de/documents/Was _ist Benachteiligung.pdf

“vgl.a.a.0.,S.6

B vgl. a.a.0., S. 12, 22
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hinderung nicht erkannt werden kann, es uneingeschrankt genielRen. Mit einer derar-
tigen Interpretation des Gesetzestextes kdme es auf die zuvor ins Spiel gebrachte
Frage der Auslegung des Wortes ,seiner” nicht mehr an.

lll. Der ,,Prana“-Test und das Recht zum Schwangerschaftsabbruch

Hier setzt ein weiteres Problem ein: der,Prana“Test. Dieser Test, der bereits seit
dem Jahr 2012 auf dem deutschen (Medizin-)Markt ist und Uber dessen Etablierung
als Leistung der Gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen der Schwangeren-
vorsorge-Untersuchungen Anfang 2019 entschieden werden soll, verspricht eine zu-
verlassige Erkennung verschiedener Trisomien vor dem Ende der 12. Schwanger-
schaftswoche. Wirde er sich etablieren, so sind zwei Varianten moglich. Eine mogli-
che Argumentation ware, dass er eine Gleichbehandlung behinderten und nicht be-
hinderten ungeborenen Lebens fordern bzw. ermdglichen wird, weil die mogliche Be-
hinderung bereits vor der 12. Schwangerschaftswoche erkannt werden kann und
somit das ,Sonderrecht” eines Schwangerschaftsabbruchs nach diesem Termin ent-
fallen kann.'® Weil aber nicht alle Behinderungen durch PID bzw. PND (vorgeburtli-
che Diagnostik) erkannt werden konnen, ware ebenso die Argumentation moglich,
dass die Ungleichbehandlung nicht abgebaut, sondern weiter verscharft wirde, weil
eben die Embryonen mit einer nicht vorgeburtlich erkennbaren Behinderung weiter-
hin ihr uneingeschranktes Lebensrecht behalten wurden.

A. Es ist unbestreitbar, dass wir hier nicht nur vor einem rechtlichen, sondern auch
— und vielleicht sogar vor allem — vor einem moralischen Dilemma allererster Gu-
te stehen. Beginnen wir mit dem moralischen Dilemma: Selbstverstandlich be-
deutet die Tatsache, ein behindertes Kind zur Welt zu bringen, einen ungeheuren
Einschnitt in das Leben der betroffenen Frau und (gegebenenfalls) der betroffe-
nen Familie. Niemand wird dies ernsthaft bestreiten kdnnen; auch ich tue dies
nicht, hat doch meine Familie bei meiner Geburt genau dieses Schicksal (oder
soll ich besser formulieren: Trauma[?]) erlitten. Andererseits berichten auch und
gerade Familien, in denen ein Kind mit Down-Syndrom zur Welt gekommen ist,
dass sie gerade dieses Kind nach dem ersten (ganz selbstverstandlichen)
Schock durch die Diagnose und der ebenso selbstverstandlich schwierigen Pha-
se der notwendigen Forderung in der Kindheit als Bereicherung ihres Lebens
empfunden haben. Dennoch kommt man um eine Frage nicht herum: Kann man
es einer Frau bzw. einer Familie zumuten, gewissermallen sehenden Auges der

6 Diese Argumentation ware als auerordentlich zynisch zu bezeichnen; gleichwohl diirfte sie juris-
tisch moglicherweise kaum anfechtbar sein.



PID, PND und das Lebensrecht behinderter Menschen Seite -9-

Geburt eines Kindes entgegenzublicken, das aller Voraussicht nach behindert
sein und somit die gesamte bisherige Lebensplanung vollig Uber den Haufen
werfen wird?

Wenn man aber den Blickwinkel verandert, verandert sich auch die Fragestel-
lung: Was unterscheidet diese Frau bzw. Familie von der, deren Kind wahrend
der Geburt eine Behinderung erleidet oder von einer solchen betroffen ist, die
vorgeburtlich nicht erkannt werden kann? Die ersteren kdnnen ihrem Schicksal
noch entrinnen, die letzteren sind ihm unentrinnbar ausgeliefert. Kann das als
~.gerecht* empfunden werden?

Verandern wir den Blickwinkel ein weiteres Mal, verandert sich die Fragestellung
erneut: Weshalb darf das Kind, dessen Behinderung nicht vorab erkannt werden
kann, leben, wahrend das andere hilflos der Willkir der Mutter bzw. der Eltern
ausgeliefert ist?'” Wo liegt der Unterschied zwischen diesen beiden Kindern?

Noch einmal ein veranderter Blickwinkel: Die seelische Gesundheit der Mutter.
Wenn diese gefahrdet ist (und nur dann’®), ist ein Schwangerschaftsabbruch
nach dem Ende der 12. Schwangerschaftswoche straffrei. Die Mutter des Kindes,
dessen (mogliche) Behinderung durch PID bzw. PND feststellbar ist, kann dieser
Gefahrdung entrinnen; die Mutter des anderen Kindes ist von dieser Gefahr
ebenso betroffen, ihr aber hilflos ausgeliefert. Wo ist hier der Unterschied zwi-
schen diesen beiden Muttern?

Fazit: Wir konnen die Geschichte drehen wie wir wollen. Es bleibt dabei, dass
hier (zunachst einmal aus moralischer Sicht) immer wieder ,Gelackmeierte” Ubrig
bleiben. Es stellt sich folglich zunachst einmal aus dieser Sicht die Frage: Ist der
Einsatz von PID bzw. PND gerecht? Und — weitergehend gefragt: Wie verhalten
sich die rechtlichen Gegebenheiten zu den aufgeworfenen Fragen?

B. Um dies zu ergrinden, muss der rechtliche Zusammenhang beschrieben und
erortert werden. In der Bundesrepublik Deutschland ist die rechtliche Umsetzung
der wichtigsten moralischen Gesichtspunkte des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens in der Verfassung, Grundgesetz genannt, geregelt. Dieses stellt wiederum
gewissermallen das ,Gerust” fur die einzelnen Gesetze dar, die die genauen

7 Mir ist sehr wohl bewusst, dass ,Willkiir* an dieser Stelle eine drastische Formulierung ist. Dennoch
denke ich, dass erlaubt sein muss, die Dinge aus der Sicht des betroffenen Kindes zu sehen und beim
Namen zu nennen.

8 VVon der ebenfalls als Grund flr einen Schwangerschaftsabbruch moglichen Gefahrdung der korper-
lichen Gesundheit der Mutter sehe ich hier deshalb ab, weil ich diesen Grund fir einen Schwanger-
schaftsabbruch eher zu akzeptieren bereit bin; zudem kann eine solche Gefdhrdung auch bei der
Schwangerschaft mit einem voraussichtlich nicht behinderten Kind gegeben sein. In diesem Fall ms-
sen die Belange der Mutter folglich in jedem Fall den Vorrang haben dirfen.
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Regelungen fur das ,Wie“ des Zusammenlebens enthalten. Bereits weit vor der
Erarbeitung des Grundgesetzes (1949) ist entschieden worden, den Abbruch ei-
ner Schwangerschaft als Straftat aufzufassen. Entsprechende Regelungen fin-
den sich seit 1872 im ,Strafgesetzbuch® (StGB). Dort war der Schwangerschafts-
abbruch bis zum Jahr 1974 ohne jegliche Ausnahme mit Strafe bedroht. Wie hat
sich seither die rechtliche Situation entwickelt?

1.

In den 1970-er Jahren etablierte sich ein Bewusstsein, das Frauen mehr
Rechte einrdumen wollte, Uber ihren Korper zu bestimmen. In diesem Zu-
sammenhang wurde Schwangerschaft (jedenfalls von Teilen der Bevolke-
rung) auch als von Mannern den Frauen auferlegter Zwang empfunden. Das
der Frau nunmehr in hdherem Malde zugestandene ,Recht auf den eigenen
Korper” sollte diesem Verstandnis nach auch ihre freie Entscheidung dartber
enthalten, ob ein Kind ausgetragen oder die Schwangerschaft abgebrochen
werden sollte. Da zu dieser Zeit die Mehrheit der Mitglieder des Deutschen
Bundestages, der fur die Gesetzgebung des Bundes zustandig ist, nicht den
christlich gepragten Parteien angehérte, wurde im Jahr 1974 eine Anderung
des StGB verabschiedet (und zunachst in Kraft gesetzt), der zufolge ein
Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwolf Wochen der Schwangerschaft
grundsatzlich straffrei blieb, sofern er mit Zustimmung der Frau erfolgte.™
Dies und weitere mit diesem Gesetz getroffenen Regelungen wurden vom
Bundesverfassungsgericht nach einer Klage vorwiegend von Abgeordneten
der christlichen Parteien im Deutschen Bundestag und der von diesen Par-
teien gefuhrten Landesregierungen im darauffolgenden Jahr fur mit der Ver-
fassung unvereinbar und nichtig erklart?®, so dass eine Neuregelung der Ma-
terie erforderlich wurde. Von den Verfassungsrichtern bestatigt wurde aller-
dings die mit diesem Gesetz erstmals ins StGB aufgenommene embryopa-
thische Indikation. 2! Wie kam es zur Aufnahme dieser Indikation ins Gesetz?

a) Der erste Entwurf, der eine Anderung des Strafgesetzbuches im Bereich
des Rechts zum Schwangerschaftsabbruch zum Ziel hatte, wurde im
Jahr 1973 von Teilen der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag einge-
bracht und sah eine reine Indikationenlésung vor??, wollte also die Straf-

198§ 218 b StGB i. d. F. des Fiinften Strafrechtsreformgesetzes (5. StrRG) vom 18. Juni 1974, BGBI. |
S. 1297 vom 21. Juni 1974; s. auch Anlage 1.

20 BVerfG-Urteil vom 25.02.1975 -1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 —

21 hierunter wird das voraussichtliche, aufgrund vorgeburtlicher Diagnostik (PND) vermutete, Vorliegen
einer Behinderung beim ungeborenen Kind verstanden

22 Entwurf eines Flinften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG) auf BT-Drs. 7/443 vom
04.03.1973
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freiheit eines Schwangerschaftsabbruchs an bestimmte, im Gesetz be-
nannte Voraussetzungen knupfen. Darin war eine Sonderregelung fur
den Fall einer voraussichtlichen Behinderung des Kindes in einem ge-
sonderten § 219b StGB vorgesehen, die fur den Abbruch eine Frist von
zwanzig Wochen nach der Empfangnis vorsah.?® Da ein vergleichbarer
Entwurf bereits in der vorangegangenen Legislaturperiode eingebracht,
jedoch nicht Gesetz geworden war?*, nahmen die Autoren auf dessen
Begrundungsteil Bezug. In diesem heilt es zu der fraglichen Bestim-
mung im allgemeinen Teil zunachst u.a.: ,Ein Indikationenkatalog, der
den Notlagen der Frau besser gerecht wird als das geltende Recht?5,
wird in erheblichem Umfang die illegalen Aborte zurickdrangen und da-
mit den gesundheitlichen Belangen der betroffenen Frauen dienen.“?®

Weiter wird ausgefuhrt, dass diese Indikationen [es werden neben der
embryopathischen noch weitere genannt; Anm. d. Verf.] nicht unbedingt
eine Gefahr fur die Gesundheit der Schwangeren voraussetzten, gleich-
wohl als gleich schwerwiegend einzuschatzen seien.?” Speziell zu der
Vorschrift des § 219b ist schlieBlich u.a. festgehalten: ,Die ... Zulassung
des Schwangerschaftsabbruchs aus [in diesem Entwurf so bezeichneter;
Anm. d. Verf.] kindlicher Indikation kann nicht mit der Erwagung begrun-
det werden, dal® dem Kind ein unertragliches Leben erspart werden
musse: Das Leben ist um seiner selbst willen schutzwirdig; Fursorge der
Gesellschaft fur einen anderen setzt die Bejahung seiner Existenz vo-
raus; auch kann niemand voraussagen, wie das kranke Kind sein eige-
nes Schicksal erleben wird. ... Mallgebender Grund fur die Zulassung
der Indikation kann allein die Rucksichtnahme auf die Schwangere sein.
Fir sie ist die Pflege eines behinderten Kindes eine grof3e korperliche
und seelische Belastung. ... Den Eltern, die eine solche Belastung auf
sich nehmen, mul} die Gesellschaft jede mogliche Hilfe gewahren. Die
Ubernahme einer derart schweren Aufgabe sollte aber auf einem freiwil-
ligen Entschlul® der Eltern beruhen.“ Es sei unangemessen, eine solche
Entscheidung ,in der einen oder anderen Richtung“ mit den Mitteln des
Strafrechts zu erzwingen.?® Die Begrenzung der Straffreiheit des Ab-

2ygl.a.a.0,S.4

24 Entwurf eines Flinften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG), Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf BT-Drs. VI/3434

25 der seinerzeit gewissermalfien allein stehende § 218 StGB sah eine Strafandrohung ohne Ausnah-
men vor; diese waren lediglich Gber die Rechtsprechung definiert

26 BT-Drs. VI/3434, Vorbemerkungen zu den §§ 218 - 220b, I. (S. 11, re. Spalte)

27 vgl. a.a.0., Vorbemerkungen zu den §§ 219 - 219e, S. 17 (re. Spalte)

28 ygl. a.a.0., S. 23 (re. Spalte)
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b)

bruchs auf die 20, Woche nach der Empfangnis wird wie folgt begriundet:
,Mit dieser Befristung wird vermieden, dal® der Schwangerschaftsab-
bruch aus kindlicher Indikation in die Nahe zur Totung eines geborenen
Kindes gerat. ... Im Hinblick auf das sich fortentwickelnde werdende Le-
ben sowie die Gesundheit der Mutter ware es wunschenswert, die ...
zeitliche Grenze noch frUher anzusetzen. Das verbietet sich jedoch aus
einem praktischen Grund: Bei neuen Methoden zur Feststellung be-
stimmter Chromosomenanomalien (Fruchtwasseranalyse) ist mit dem
Untersuchungsergebnis erst wenige Wochen vor Ablauf der Zwanzigwo-
chenfrist zu rechnen. [Es folgt eine Erlauterung, dass in einem friheren
Stadium der Schwangerschaft ausschlieRlich weniger sichere Diagno-
semaglichkeiten zur Verfugung stehen. Darauf folgt die Feststellung:] Die
Folge ware, dal® die Schwangerschaft in manchen Fallen abgebrochen
wurde, in denen mit Hilfe der Fruchtwasseruntersuchung die zunachst fur
wahrscheinlich gehaltene Schadigung ausgeschlossen werden kann.“2°

Wenige Tage spater wurde von den Fraktionen von SPD und FDP ein Al-
ternativentwurf eingebracht.?® Darin sollte die Regelung der ,kindlichen
Indikation” in § 218a Abs. 1 Nr. 1 StGB erfolgen.3' Da der Entwurf vor-
sah, dass ein Abbruch der Schwangerschaft in den ersten drei Monaten
nach der Empfangnis ohnehin straffrei bleiben sollte, bedurften Sonder-
regelungen mit der Nennung von Indikationen einer besonderen Begrun-
dung. Bei Vorliegen dieser besonderen Voraussetzungen sollte der Ab-
bruch auch nach der Dreimonatsfrist straffrei bleiben (im Falle der ,kindli-
chen Indikation“ bis zur 22. Woche nach der Empfangnis). Begrundet
wurde die Vorschrift wie folgt: ,In vielen Fallen wird die Schwangere erst
nach dem Ablauf von drei Monaten erfahren, daf ihr Kind geistig oder
korperlich schwer geschadigt sein wird. Der hierdurch mdglicherweise
ausgeldste psychische Schock wird nur selten die Annahme der medizi-
nischen Indikation rechtfertigen. ... Die Kenntnis einer Schwangeren,
dal} infolge eines schweren geistigen oder korperlichen Schadens des
werdenden Lebens zu erwarten ist, dal} ihr Kind von ihr oder der Umwelt
nicht akzeptiert wird, kann eine derart schwere Konfliktlage fur die
Schwangere erzeugen, dal sie sich bis zur Geburt an der Grenze des
Ertraglichen befindet. Ein Zwang zum Austragen gegen ihren Willen kann

2 3.a.0.,S. 23f.
30 Entwurf eines Flnften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG) auf BT-Drs. 7/375 vom

21.03.1973

31vgl.a.a.0.,S8.3
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deshalb unmenschlich erscheinen. ... Die Begrenzung auf die 22-
Wochenfrist reicht einmal aus, um dem Arzt die Feststellung der Indikati-
on sicher zu ermoglichen. Zum anderen vermeidet sie, dal} der Schwan-
gerschaftsabbruch in diesem Falle in die Nahe der Tétung eines gebore-
nen Kindes gerat.“3?

In dem ,Ersten Bericht des Sonderausschusses fur die Strafrechtsreform
zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf eines
Finften Gesetzes zur Reform des Strafrechts (5. StrRG)“33 heillt es zur
Begrindung der Einfligung der Bestimmung eines § 218b Nr. 2 unter an-
derem: ,Der Vorschrift liegt der Gedanke zugrunde, dal} die Schwangere,
wenn sie mit der Geburt eines dauernd schwer geschadigten Kindes
rechnen muf}, in eine schwere Konfliktsituation geraten kann, die nicht
unbedingt eine schwerwiegende Beeintrachtigung ihres eigenen Ge-
sundheitszustandes bedeutet oder zur Folge hat. Es ist z.B. an die Falle
zu denken, in denen das erwartete und voraussichtlich geschadigte Kind
die Mutter zeitlich, kraftemaflig und finanziell so in Anspruch nehmen
wurde, dal} sie die bereits vorhandenen Kinder darunter leiden lassen
mufdte. Nach Auffassung der Beflrworter des Entwurfs steht es dem Ge-
setzgeber nicht an, von der Schwangeren in einer solchen Situation mit
den Mitteln des Strafrechts eine Entscheidung zugunsten des ungebore-
nen Kindes zu erzwingen. Es muld vielmehr der Schwangeren selbst
uberlassen bleiben, welchen Weg aus dieser Konfliktsituation sie wahlen
will.“** Dieser Gesetzesvorschlag setzte sich schlieBlich durch.

(Ein auch von einigen SPD-Abgeordneten unterstutzter weiterer Alterna-

tiventwurf sah Ubrigens einen straffreien Schwangerschaftsabbruch aus-

schlieBlich bei Vorliegen einer medizinischen Indikation vor.3°)

Insbesondere gegen den zentralen Bestandteil dieser Gesetzesreform, die

Fristenlosung, wurde von mehreren Parteien Klage vor dem Bundesverfas-

sungsgericht erhoben. Die Verfassungsrichter entschieden, dass die Fristen-

I6sung mit der Verfassung unvereinbar und die entsprechenden Regelungen

nichtig seien. Die Einflgung der embryopathischen Indikation wurde dage-

gen gebilligt. In ihrer Entscheidung haben sie sich ausfuhrlich mit der Frage

23.a.0.,S.9

33 BT-Drs. 7/1981 (neu) vom 24.04.1974
%4 a.a.0.,8.15
3 vgl.BT-Drs. 7/561, S. 3
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befasst, ob 1. sich der Schutz des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG?3¢ auch bereits auf

das

ungeborene Kind erstreckt und, falls ja, 2. wie dies mit demselben der

Mutter zu garantierenden Schutz sowie ihrem Recht auf Selbstbestimmung®”

in Einklang gebracht werden kann.

Die Richter legen mit einer sehr ausfuhrlichen Begrindung dar, dass sich
das ,Recht auf Leben® spatestens ab dem 14. Tag nach der Empfangnis
auch auf das Ungeborene erstreckt.3®

Die sich hieraus ergebende Verpflichtung des Staates, das ungeborene
Leben zu schiitzen, bestehe grundsatzlich auch gegentiber der Mutter.3°
Deren Recht auf freie Entfaltung ihrer Personlichkeit umfasse zwar auch
das Recht, sich gegen Elternschaft und die damit verbundenen Pflichten
zu entscheiden. Es werde allerdings begrenzt durch die Rechte anderer,
die verfassungsmafige Ordnung und das Sittengesetz. ,Von vornherein
kann es niemals die Befugnis umfassen, in die geschutzte Rechtssphare
eines anderen ohne rechtfertigenden Grund einzugreifen oder sie [die
Rechtssphare; Anm. d. Verf.] gar mit dem Leben selbst zu zerstéren, am
wenigsten dann, wenn nach der Natur der Sache eine besondere Ver-
antwortung gerade fiir dieses Leben besteht.“40

Eine Abwagung des Rechts des Ungeborenen auf Leben gegen das
Selbstbestimmungsrecht der Mutter sei nicht moglich, ,da Schwanger-
schaftsabbruch immer Tétung ungeborenen Lebens bedeutet’. Wegen
Art. 1 Abs. 1 GG*' [und der zuvor anerkannten Tatsache, dass auch das
Ungeborene Trager von Grundrechten ist; Anm. d. Verf.] musse das Le-
bensrecht des Ungeborenen Vorrang vor dem Selbstbestimmungsrecht
der Frau genieRen.*? Daraus folge letztlich: ,Der Staat muR grundsatzlich
von einer Pflicht zur Austragung der Schwangerschaft ausgehen, ihren
Abbruch also grundsatzlich als Unrecht ansehen.“*® Aber: Aus der
Schwangerschaft ,kénnen sich im Einzelfall schwere, ja lebensbedrohli-

36 Jeder hat das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit.”
37 Art. 2 Abs. 1 GG: ,Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Personlichkeit, soweit er nicht die
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmaRige Ordnung oder das Sittengesetz ver-

stont.”

38 ygl. BVerfG-Urteil vom 25.02.1975 - 1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 —, C. |. 1. b) - d); s. hierzu auch oben

Il.auf S. 5

% ygl.a.a.0.,C. Il. 2.

40 vgl. ebenda
41 Die Wirde

des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schitzen ist Verpflichtung aller

staatlichen Gewalt.”
42 ygl. hierzu BVerfG-Urteil vom 25.02.1975-1BvF 1, 2, 3,4, 5,6/74 —, C. Il. 2.

43 a.a.0,C. Il

3.
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che Konfliktsituationen ergeben. Das Lebensrecht des Ungeborenen
kann zu einer Belastung der Frau werden, die wesentlich Gber das Ubli-
cherweise mit einer Schwangerschaft verbundene Mal} hinausgeht. Es
ergibt sich hier die Frage der Zumutbarkeit... Achtung vor dem ungebo-
renen Leben und dem Recht der Frau, nicht Uber das zumutbare Mal}
hinaus zur Aufopferung eigener Lebenswerte ... gezwungen zu werden,
treffen hier aufeinander.44 In einer solchen Situation, ,die im allgemeinen
auch keine eindeutige moralische Beurteilung® zulasse, sei ,der Gesetz-
geber zur besonderen Zuriickhaltung verpflichtet“.#> Es miissten jedoch
fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit [des Austragens der Schwanger-
schaft] ,Umstande erheblichen Gewichts gegeben sein, die dem Be-
troffenen die Erflllung seiner Pflicht auRergewohnlich erschweren”.46
Dies sei [im Falle der Schwangerschaft] insbesondere bei einer Gefahr
fur das Leben oder einer schwerwiegenden Beeintrachtigung des Ge-
sundheitszustandes der Schwangeren der Fall; auch andere schwerwie-
gende Notlagen, darunter die embryopathische Indikation, mussten ent-
sprechend berlicksichtigt werden.4’

Im Ergebnis kommen die Richter also zu dem Ergebnis, das Lebensrecht des
Ungeborenen musse u.U. jedenfalls dann zurtcktreten, wenn im Falle seiner
Verwirklichung bereits eine schwerwiegende Gefahr fur die (sowohl physi-
sche als auch psychische) Gesundheit der Mutter [aber noch nicht fur ihr Le-
ben] bestehe. Dies werten sie dem Anschein nach als schwierige Abwagung
gleichrangiger Rechtsguter gegeneinander. Diese Beurteilung ergibt sich aus
einer Einlassung in dem Minderheitenvotum der Richter Rupp-v. Brinneck
und Simon: Dort ist von einer ,Abwagung nicht nur von Leben gegen Le-
ben*8, sondern sogar von Leben gegen minderrangige Rechtsgiiter bei indi-
zierten Schwangerschaftsabbriichen” die Rede.*® Es ist m.E. jedenfalls nicht
vollig auszuschlielRen, dass die beiden Richter mit diesen Worten die Auffas-
sung (auch) andeuten wollten, das ungeborene Leben sei gegenuber der
Gefahr fur die Gesundheit der Mutter ein hdher zu bewertendes Rechtsgut.

44 ebenda

45 vgl. ebenda

46 ebenda

47 vgl. ebenda

48 wobei hiermit (jedenfalls urspriinglich) nicht die Abwagung des Lebens des Ungeborenen gegen
das der Mutter gemeint war, sondern der Umstand, dass die Fristenldsung von dem Gedanken aus-
ging, der Verzicht auf eine Strafandrohung fir den Schwangerschaftsabbruch kénne im Ergebnis
mehr ungeborene Leben retten als durch die freie Entscheidung der Mutter fir einen Abbruch vernich-
tet wirden

49 vgl. BVerfG-Urteil vom 25.02.1975 — 1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 —, Minderheitenvotum der Richter
Rupp-v. Briinneck und Simon, B. I. 4. b) letzter Absatz
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Da allerdings in der Folge die soziale Indikation ausdrucklich erwahnt wird,
ist es ebenso moglich, dass sich das Zitat nur auf diese bezieht.

2. Nach diesem Urteil erfolgte die notwendige Neuregelung des Rechts zum
Schwangerschaftsabbruch durch das 15. Strafrechtsanderungsgesetz (15.
StrAG) vom 18. Mai 1976%; sie trat am 21. Juni desselben Jahres in Kraft.
Dabei wurden im Wesentlichen die vor dem vor dem Inkrafttreten des 5.
StrRG geltenden Regelungen®' wiederhergestellt; erhalten blieb die Ver-
pflichtung der Schwangeren, vor einem Abbruch der Schwangerschaft eine
Beratung in Anspruch zu nehmen®, sowie die Einfligung der embryopathi-
schen Indikation. Damit wurden die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts aus dem zuvor besprochenen Urteil umgesetzt.

Die bislang in § 219b geregelte embryopathische Indikation wurde im Zuge
des Gesetzgebungsverfahrens neu formuliert und in die Regelung des
§ 218a Abs. 2 Nr. 1 uberfuhrt. Da die Vorschrift inhaltlich nicht verandert
wurde, sind in den Gesetzentwurfen Begrindungen hierzu Mangelware. Ein-
zig zu der Neuformulierung der Vorschrift ist etwas festgehalten: ,Mit der
neuen Formulierung wird klargestellt, dal3 Grund fur die Vermutung, es sei
eine medizinische Indikation [die ,Schadigung der Leibesfrucht® wird an die-
ser Stelle hierunter eingeordnet; Anm. d. Verf.] gegeben, nicht die Schadi-
gung der Leibesfrucht, sondern die besondere Situation der Frau ist. Aul3er-
dem wird klargestellt, dal® die Frage der Zumutbarkeit auch dann gepruft
werden muR, wenn eine Schadigung der Leibesfrucht anzunehmen ist.“%3

3. Nach der Vereinigung Deutschlands wurde eine erneute Anpassung dieses
Teils des Strafgesetzbuches notwendig, da in der ehemaligen DDR eine —
nach dem 1975-er Urteil des BVerfG verfassungswidrige — Fristenregelung
gegolten hatte. Im so genannten ,Einigungsvertrag” war geregelt worden,
dass diese im ,Beitrittsgebiet” voriibergehend weitergelten sollte, eine flr das
gesamte Bundesgebiet geltende Regelung aber bis Ende 1992 getroffen
werden musse. Im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens wurden insgesamt
sieben (!) verschiedene Gesetzentwirfe eingebracht. Beschlossen wurde
letztlich eine durch eine umfassende Beratungspflicht erganzte Fristenrege-
lung. Dabei blieb die embryopathische Indikation Bestandteil der strafrechtli-
chen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch. Dies war jedoch nicht un-

50 BGBI. Teil 1 Nr. 56 S. 1213 vom 21.05.1976

5T vgl. oben S. 10., Fn 19

52 Der hierfir einschlagige § 218c StGB i. d. F. des 5 StrRG wurde wegen der Streichung ersatzlosen
des § 218a nach einer Neuformulierung zu § 218b.

53 Sonderausschuss zur Strafrechtsreform, Bericht und Antrag, BT-Drs. 7/4696 vom 03.02.1976, S. 7
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umstritten®*: Wahrend einige Entwiirfe eine vollige Legalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs vorsahen, was somit auch die Indikationen ent-
behrlich gemacht hatte, wollte eine Gruppe von Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages vor allem aus der CDU/CSU eine straffreie Abtreibung
nur noch dann zulassen, wenn durch eine Austragung der Schwangerschaft
das Leben der Mutter in Gefahr geraten oder eine extreme Gefahrdung ihrer
Gesundheit zu befurchten gewesen ware. In den Entwurfen, die eine vollige
Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs vorsahen, wurde im Begrin-
dungsteil auch die nach Ansicht der Autoren zu verzeichnende Inkonsequenz
der Verfassungsrichter bei ihrer Argumentation in dem 1975-er Urteil aufge-
zeigt.%® Es wird auch der Vorwurf erhoben, bei der embryopathischen Indika-
tion stinden weniger die Belange der Frau im Vordergrund als das Bemuhen
des Staates, Kinder mit Behinderungen zu vermeiden.®

Die Bayerische Staatsregierung hatte bereits im Jahr 1990 gegen die 1996 in
Kraft getretenen Regelungen Klage vor dem BVerfG erhoben; diese betraf
jedoch lediglich die seinerzeit ins Recht der gesetzlichen Krankenversiche-
rung aufgenommene Verpflichtung der gesetzlichen Krankenkassen zur Fi-
nanzierung eines Schwangerschaftsabbruchs bei Vorliegen einer allgemei-
nen Notlage.>” Im Jahr 1992 klagten die Bayerische Staatsregierung und mit
ihr 249 Abgeordnete des Deutschen Bundestages gegen Teile der oben be-
schriebenen gesetzlichen Neuregelung.®® Bereits bevor liber diese Klagen im
Hauptsacheverfahren entschieden werden konnte, stoppte das BVerfG auf
Antrag der Bayerischen Staatsregierung und 248 Abgeordneter des Deut-
schen Bundestages vorlaufig das Inkrafttreten dieser Teile des Gesetzes.*®
Die Entscheidung im Hauptsacheverfahren, in deren Begrindung das
BVerfG im Wesentlichen seine Erwagungen aus dem 1975-er Urteil wieder-
holt und bestatigt, fihrte zu einer (voribergehenden) Aullerkraftsetzung der
angegriffenen Regelungen sowie zu einer § 218 StGB betreffenden Ausle-
gungsanweisung. Diese stellte sicher, dass ein Schwangerschaftsabbruch
dann straffrei bleiben sollte, wenn er innerhalb von zwdlf Wochen nach der
Empfangnis mit Einverstandnis der Schwangeren nach einer vorherigen Be-
ratung von einem Arzt durchgefiihrt wird.®® Die Regelung zur embryopathi-

54 Einzelheiten zum Folgenden, den Entwiirfen und den die embryopathische Indikation betreffende
Begrindungen darin enthehmen Sie bitte der Anlage 2.

% vgl. a.a.0.,Nrn. 2, 4

% vgl. a.a.0., Nr. 2

57 vgl. BVerfG-Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4, 5/92 —, B. |.

58 ygl. a.a.0,,C. I.

59 BVerfG-Urteil vom 04.08.1992 — 2 BvQ 16, 17/92 —

60 5. BVerfG-Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4, 5/95 —, Entscheidungsformel I. 1. - 2. und Il. 2.
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schen Indikation wurde in diesem Verfahren mit das 1975-er Urteil ergan-
zenden Erwagungen noch einmal bestatigt und blieb somit weiterhin Be-
standteil des Strafgesetzbuches.

4. Nachdem ein vom Deutschen Bundestag bereits beschlossenes Gesetz zur
Umsetzung dieses Urteils am Einspruch des Bundesrates gescheitert war®?,
wurden einschlie3lich eines vom Bundesrat eingebrachten Entwurfes im Jahr
1995 insgesamt sieben Entwirfe sowie ein Antrag zur Neuregelung der Ma-
terie zur Beratung im Deutschen Bundestag eigebracht. Von diesen wurden
letztlich drei Entwirfe zusammengefasst und dem Plenum des Deutschen
Bundestages zur Beschlussfassung vorgelegt.?? Im Ergebnis wurde die em-
bryopathische Indikation aus dem Strafgesetzbuch gestrichen.®® Begriindet
wurde dies vor allem damit, sie habe zu dem Missverstandnis gefuhrt, die vo-
raussichtliche Behinderung eines Kindes mindere dessen Anspruch auf Le-
bensschutz.54

Fassen wir zunachst einmal die Ergebnisse dieser umfangreichen Beschreibung
der Entwicklung der Beurteilung des Schwangerschaftsabbruchs im deutschen
Strafrecht noch einmal kurz zusammen: Seit 1872 war der Abbruch einer
Schwangerschaft ohne jede Ausnahme strafbar. In den 1920-er Jahren wurden
die Strafen abgemildert; zudem wurden von den Gerichten erste Ausnahmetat-
bestande anerkannt. Im Jahre 1935 wurde von den Nationalsozialisten erstmals
der Abbruch einer Schwangerschaft bei (voraussichtlicher) Behinderung eines
Kindes ermoglicht; diese Regelung erfolgte jedoch aulerhalb des Strafgesetzbu-
ches durch das ,Zweite Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Verhiitung erb-
kranken Nachwuchses®.®® Ziel der MaRnahme war jedoch nicht primar der
Schutz der Mutter, sondern — der nationalsozialistischen Auffassung von behin-
dertem Leben als ,lebensunwert” folgend — die moglichst weitgehende Ausmer-
zung behinderter Menschen. Nach dem Ende des Dritten Reiches (ab 1945) galt

61 s. hierzu auch Entwurf eines Gesetzes zum Schutze des ungeborenen Kindes..., BT-Drs. 13/395,
S.1

62 vgl. ,Beschluempfehlung und Bericht des Ausschusses flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(13. AusschuR)* auf BT-Drs. 19/1890 vom 28.06.1995, S. 4

63 vgl. a.a.0., Artikel 8 Nr. 3 auf S. 10

64 In Anlage 3 sind die in dem Gesetzgebungsverfahren 1994/95 eingebrachten Gesetzentwiirfe mit
den Vorschlagen zur Streichung bzw. Beibehaltung der embryopathischen Indikation sowie die hierzu
gegebenen Begriindungen zusammengestellt. Die gesamte Entwicklung der Strafrechtsbestimmun-
gen zum Schwangerschaftsabbruch ist als Anlage 1 in einer Synopse dargestellit.

65 RGBI. | S. 119 vom 26.02.1936, gefunden bei http://alex.onb.ac.at/cqi-
content/alex?apm=0&aid=dra&datum=19360004&seite=00000119&zoom=2, naher erlautert unter
http://ns-quellen.at/gesetz_anzeigen detail.php?gesetz id=33410&action=B_Read; s. auch
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz zur Verhiitung erbkranken Nachwuchses#Entstehungsgeschich
te



http://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?apm=0&aid=dra&datum=19360004&seite=00000119&zoom=2
http://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?apm=0&aid=dra&datum=19360004&seite=00000119&zoom=2
http://ns-quellen.at/gesetz_anzeigen_detail.php?gesetz_id=33410&action=B_Read
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Verhütung_erbkranken_Nachwuchses%23Entstehungsgeschichte
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Verhütung_erbkranken_Nachwuchses%23Entstehungsgeschichte
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dieser Rechtszustand offenbar in einigen westdeutschen Bundeslandern weiter
fort. Ansonsten lag die Entscheidung daruber, ob ein Schwangerschaftsabbruch
wegen besonderer Umstande nicht bestraft wurde, bei den Gerichten. Im Jahr
1974 wurde erstmals eine Regelung ins Strafgesetzbuch selbst aufgenommen,
die fur den Fall einer vorgeburtlich festgestellten Gefahr einer Behinderung des
ungeborenen Kindes einen Schwangerschaftsabbruch straffrei stellte. Betont
wurde hierbei, dass dies nicht mit einem eingeschrankten Lebensrecht des (mog-
licherweise) behinderten Kindes begrundet werde, sondern die Mutter vor unzu-
mutbaren Belastungen schutzen solle. Als eine solche Belastung wurde auch die
mogliche gesellschaftliche Ausgrenzung wegen der Behinderung genannt. Die-
ser Teil der Novellierung des Rechts zum Schwangerschaftsabbruch wurde vom
Bundesverfassungsgericht nicht beanstandet, blieb also bei der neuerlichen An-
derung des StGB im Jahr 1976, die wegen der teilweisen Verfassungswidrigkeit
der zuvor beschlossenen Regelungen notwendig geworden war, erhalten.

Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten wurde eine erneute Neure-
gelung dieses Rechtsbereichs erforderlich. Obwohl es in diesem Gesetzge-
bungsverfahren auch Vorschlage zur Streichung der embryopathischen Indikati-
on aus dem Strafgesetzbuch gab, blieb diese erhalten. In den Begrindungen
wurde jedoch noch einmal ausdricklich klargestellt, dass hiermit nicht das Le-
bensrecht des behinderten Kindes eingeschrankt werden solle. Eine Rolle bei
der Beibehaltung der Regelung kdnnte auch gespielt haben, dass diese eben
zuvor vom Bundesverfassungsgericht ,durchgewinkt worden war (s.o.). Da je-
doch andere Teile dieser Neuregelung wiederum vom Bundesverfassungsgericht
als verfassungswidrig verworfen worden waren, wurde das Recht zum Schwan-
gerschaftsabbruch im Jahr 1995 nochmals (und bis heute unverandert) neu ge-
regelt. In diesem Gesetzgebungsverfahren wurde schlieBlich entschieden, die
embryopathische Indikation als eigenstandige Voraussetzung fur die Straffreiheit
eines Schwangerschaftsabbruchs aus dem StGB zu streichen. Sie ist seither in
der medizinischen Indikation quasi ,aufgegangen®. Wird also mittels vorgeburtli-
cher Diagnostik (PND) eine voraussichtliche Behinderung eines Kindes festge-
stellt, so bleibt ein Abbruch dieser Schwangerschaft dann straffrei, wenn die Mut-
ter eine durch die voraussichtliche Behinderung ihres Kindes bedingte schwer-
wiegende Beeintrachtigung ihres Gesundheitszustands geltend macht.

Kehren wir nach diesem langen Exkurs, in dem zunachst anhand von Fragestellun-
gen aus verschiedenen Blickwinkeln das moralische Dilemma und anschlief3end sehr
ausfuhrlich das Zustandekommen der heutigen in Deutschland geltenden Rechtslage
zum Schwangerschaftsabbruch dargestellt worden ist, zu unserem Ausgangsprob-
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lem zurick. Wir haben gesehen, dass fur einen gewissen Zeitraum die Moglichkeit
der Behinderung eines Kindes allein zu einem Unzumutbarkeitskriterium far die Mut-
ter erklart worden war, die Schwangerschaft mit diesem ungeborenen Kind fortzuset-
zen.% Dieser Ansatz war zwar vom Bundesverfassungsgericht fiir mit dem Grundge-
setz vereinbar erklart worden, aber ethisch von vornherein umstritten. Offiziell wegen
der Moglichkeit des Missverstandnisses, damit werde behindertes Leben als solches
mit geringerem Wert angesehen, wurde er schliellich wieder aus dem Strafgesetz-
buch gestrichen.

Dabei fallt etwas auf: Diese Streichung erfolgte durch ein im August 1995 verkinde-
tes Gesetz.” Im Herbst des vorangegangenen Jahres war das Verbot der Benachtei-
ligung wegen Behinderung ins Grundgesetz eingefluigt worden und zum 15. Novem-
ber 1994 wirksam geworden.®® Alle Gesetzentwiirfe, die die erneute Anderung des
Rechts zum Schwangerschaftsabbruch zum Gegenstand hatten, wurden nach dem
Inkrafttreten dieser Grundgesetzanderung in den Deutschen Bundestag einge-
bracht.®® Somit war den Abgeordneten des Deutschen Bundestag bei deren Bera-
tung dieses Verbot ebenso bekannt wie die bereits im Verfassungsgerichts-Urteil von
1975 niedergelegte Auffassung, dass auch der noch ungeborene Embryo Trager von
Grundrechten sein konne. Somit stellt sich die Frage, weshalb die Streichung der
embryopathischen Indikation aus dem Strafgesetzbuch lediglich mit dem Hinweis der
Behindertenverbande auf ein mogliches Missverstandnis hinsichtlich des Wertes be-
hinderten Lebens begrindet wird, anstatt das bedeutend gewichtigere Argument des
Verbotes der Benachteiligung wegen einer Behinderung ins Feld zu fuhren.

Bei genauerem Hinsehen wird die Streichung der embryopathischen Indikation im
Zuge dieses Gesetzgebungsverfahrens noch ein wenig mysteridser: Bereits Anfang
1994 wurden Gesetzentwuirfe zur Umsetzung des Bundesverfassungsgerichts-Urteils
von 1993 im Deutschen Bundestag eingebracht. Sowohl der Entwurf der SPD als
auch ein von CDU/CSU und F.D.P. eingebrachter Entwurf sahen seinerzeit die Bei-
behaltung dieser Indikation vor’®. Der zuletzt genannte Gesetzentwurf wurde vom
Deutschen Bundestag auf seiner Sitzung vom 26.05.1994 mit 262 gegen 258 Stim-

66 Die Darstellung der Regelung aus der NS-Zeit ist aus historischen Griinden in diese Ausarbeitung
eingeflossen. Da sie jedoch aus rein ideologischen Griinden herrihrte und insoweit fur die hier erdr-
terten Fragen nicht von Belang ist, wird sie an dieser Stelle bewusst vernachlassigt.

67 Das Gesetz vom 21. August 1995 wurde am 25. August 1995 im Bundesgesetzblatt Teil | Nr. 44 (S.
1050) verkiindet.

68 Bundesgesetzblatt Teil | vom 3. November 1994, S. 3146

69 vgl. Anlage 3

70 vgl. BT-Drs. 12/6669, Art. 1 Nr. 1 (§ 218a Abs. 4), S. 3 f. bzw. BT-Drs. 12/6643, Art. 16 Nr. 3 b), S.
7, im Klartext BT-Drs. 12/7660, S. 20
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men bei 26 Enthaltungen angenommen’'. Allerdings ist dieser angenommene Ge-
setzentwurf nie Gesetz geworden, weil er im Bundesrat keine Mehrheit fand und die
das Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss wegen des Endes der Legislaturperi-
ode nicht zu Ende gefiihrt werden konnte.”? Zum Zeitpunkt der Verabschiedung die-
ses Gesetzentwurfes war — jedenfalls seitens der die Bundesregierung tragenden
Parteien CDU/CSU und F.D.P. — die Aufnahme eines Benachteiligungsverbots be-
hinderter Menschen ins Grundgesetz nicht Gegenstand der politischen Diskussion.”
Dagegen war bei der Wiederaufnahme des Gesetzgebungsverfahrens die fragliche
Grundgesetzanderung bereits in Kraft getreten.

Bei dieser Sachlage drangt sich ein Gedanke auf: Das Bundesverfassungsgericht
hatte bereits im Jahr 1975 entschieden, dass das ungeborene Kind (der Fotus) Tra-
ger von Grundrechten sein kdonne, und ihm konkret das Recht auf Leben zugespro-
chen. Diese Sicht hat es in seinem Urteil von 1993 bestatigt. Der in Artikel 3 des
Grundgesetzes mit verschiedenen Aspekten niedergelegte Gleichheits-Grundsatz
gehdrt nun ebenso zu den Grundrechten wie das in Artikel 2 GG garantierte Recht
auf Leben und korperliche Unversehrtheit. Wenn also der Embryo Trager von Grund-
rechten sein kann, dann sollte das auch fur das Verbot einer Benachteiligung wegen
Behinderung gelten.

Als eine solche Benachteiligung ist es wohl auch anzusehen, wenn ein Embryo ohne
das Merkmal ,Behinderung“ nach dem Ende der 12. Schwangerschaftswoche das
uneingeschrankte Lebensrecht zuerkannt bekommt, der mit diesem Merkmal jedoch
bis zum Ende der 22. Woche, also immerhin zehn (in Ziffern: 10) Wochen langer (!)
auf diesen Schutz verzichten muss. Wenn dies den Abgeordneten des Deutschen
Bundestages bewusst war (wovon man ausgehen sollte), dann konnten sie darin ein
Motiv fur die Streichung der embryopathischen Indikation beim Schwangerschafts-
abbruch sehen. Ein Verweis auf diesen Umstand hatte wiederum das Eingestandnis
bedeutet, in der Vergangenheit einer solchen Benachteiligung nicht entgegengetre-
ten zu sein, sondern sie mit dem Hinweis auf die Unzumutbarkeit des Austragens
einer solchen Schwangerschaft gewissermalien kaschiert zu haben. Mit diesem
Kunstgriff war jedenfalls das Risiko beseitigt, dass sich das Bundesverfassungsge-
richt Uber diesen Sachverhalt zu beugen hatte und mdglicherweise angesichts des
geanderten Grundgesetzes erneut einen Teil des gerade neu beschlossenen Rechts
zum Schwangerschaftsabbruch fur unvereinbar mit dem Grundgesetz erklarte.

"'s, Stenographischer Bericht der 230. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 26.05.1994, S. 56
bzw. 20004

2 im Einzelnen hierzu http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP12/1553/155305.html

73 vgl. hierzu Bernd Masmeier, Was ist Benachteiligung?, S. 4
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Mit der Zuordnung der embryopathischen Indikation zur medizinischen ist also formal
,2die Kuh vom Eis". Aber wie sieht es inhaltlich aus? Verengen wir einmal den Blick-
winkel auf die Problematik von Trisomie-21-Kindern (wobei ,verengen® streng ge-
nommen sogar falsch ist, weil es ja hauptsachlich um gerade diese geht), dann hat
es doch zumindest den Anschein, dass unterstellt wird, sie stellten eine ,Gefahr einer
schwerwiegenden Beeintrachtigung des Gesundheitszustandes der Schwangeren®
dar, die ,nicht auf andere flr sie zumutbare Weise abgewendet werden kann“’4 als
eben durch den Abbruch der Schwangerschaft und damit die Beendigung des eigent-
lich zu schitzenden ungeborenen Lebens. Anders ist es namlich nicht zu erklaren,
dass Schwangerschaften zu 90 % abgebrochen werden, wenn mittels PND ein Ver-
dacht auf Trisomie 21 festgestellt wird.”

Selbstverstandlich kann — nein: muss — man die Frage stellen, ob eine solche Fest-
stellung ,ex ante® (zu deutsch: im Vorhinein) Gberhaupt mdglich und damit zulassig
ist. Juristisch wird sich diese Frage allerdings kaum beantworten lassen: Sollten Ge-
richte doch einmal mit einer solchen Frage befasst werden, missten sie eine solche
Beurteilung ,mittels Prognose® wohl allein deshalb zulassen, weil eine Beurteilung im
Nachhinein (,ex post‘) keinen Sinn ergibt (dann ist das Kind schon geboren, und der
Gesundheitsschaden der Mutter nicht mehr zu verhindern). Ohnehin zeigt ja diese
Erdrterung, dass rechtliche Uberlegungen fir die Lésung des hier untersuchten Prob-
lems weitgehend ungeeignet sind. Der rigorose Ansatz, Frauen nur dann einen straf-
freien Abbruch der Schwangerschaft zu gestatten, wenn ihr eigenes Leben in Gefahr
ist, ist aus verfassungsrechtlichen Erwagungen ebenso wenig haltbar wie die Auffas-
sung, der Frau die alleinige Entscheidungsgewalt Uber Austragung und Abbruch ihrer
Schwangerschaft zuzugestehen. Und die gegenwartig im Strafrecht geltende Rege-
lung mag zwar die deutschen Verfassungsrichter zufrieden stellen, muss aber mora-
lisch bzw. ethisch als zumindest fragwilrdig angesehen werden. Fir eine Losung des
mit den eingangs gestellten Fragen skizzierten Problems ist also aus der juristischen
Perspektive (jedenfalls zunachst einmal) keine Losung in Sicht.

74 Die Zitate geben den insoweit einschlagigen Wortlaut des § 218a Abs. 2 in der seit Oktober 1995
geltenden Fassung wieder.

75 ygl. Artikel ,Neun von zehn Paaren lassen bei Trisomie abtreiben®, Welt vom 08.03.2015; in dem
Artikel wird im Ubrigen auch auf die (neuen) Probleme hingewiesen, die sich durch eine Etablierung
des ,Préna“-Tests ergeben kdnnten. (Online unter:

https://www.welt.de/gesundheit/article 1381866 30/Neun-von-zehn-Paaren-lassen-bei-Trisomie-
abtreiben.html)



https://www.welt.de/gesundheit/article138186630/Neun-von-zehn-Paaren-lassen-bei-Trisomie-abtreiben.html
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IV. Alternativen

Das Dilemma ist unubersehbar: Wir haben es mit einer ethisch nicht zu vertretenden
Gefahrdung des Lebens von Kindern zu tun, denen das Lebensrecht (vordergrindig)
allein deshalb abgesprochen wird, weil ihr Dasein als eine — jedenfalls potenzielle —
Gefahr fur die psychische Gesundheit ihrer Mutter angesehen wird. Das ist zum ei-
nen schon allein deshalb fragwurdig, weil niemand serids in die Zukunft sehen kann.
Neben dieser gewissermalien ,generellen” Fragwurdigkeit ist diese Unterstellung
aber auch deshalb zu hinterfragen, weil jedenfalls nicht wenige Elternpaare, die Kin-
der mit Trisomie 21 bekommen und grol3gezogen haben, daruber berichten, dass
diese Kinder trotz des durch ihre Geburt ausgeldsten Schocks und trotz der vielen
Muahen und Schwierigkeiten, die ihre Therapierung und notwendige padagogische
Forderung mit sich brachten, letztlich eine Bereicherung fur ihr Leben gewesen sei-
en. Und schlieBlich beschreiben Mitmenschen, die in naheren Kontakt mit diesen
erwachsen gewordenen Kindern kommen, diese oft als frohlich, herzlich und aufge-
schlossen. Nicht zuletzt vermogen diese Menschen auch selbst durchaus Freude
und Gluck zu empfinden. Betrachtet man alle diese Umstande, so muss die Frage
erlaubt sein, ob es vertretbar ist, diesen Menschen in solch gro3er Anzahl das Recht
auf Leben von vornherein zu verweigern.

A. Hinweise darauf, wie dem Dilemma begegnet werden kdnnte, lassen sich bereits
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 1975 entnehmen. Dort
heillt es: ,Die Beratungsstellen ... so auszustatten, dal® sie unmittelbare Hilfe
vermitteln kdnnen, hatte umso naher gelegen, als nach dem Bericht des Sonder-
ausschusses fur die Strafrechtsreform ... die ungunstige Wohnsituation, die Un-
moglichkeit, neben einer Erwerbstatigkeit oder einer Ausbildungssituation ein
Kind zu versorgen, sowie wirtschaftliche Not und sonstige materielle Grunde,
aullerdem bei ledigen Schwangeren die Angst vor gesellschaftlichen Sanktionen
zu den am haufigsten genannten Ursachen und Motiven fur den Wunsch nach
Schwangerschaftsabbruch gehoéren sollen. Demgegenuber sollen die Beratungs-
stellen Uber die ,zur Verfugung stehenden o&ffentlichen und privaten Hilfen flr
Schwangere, Mutter und Kinder‘ unterrichten, ,insbesondere Uber solche Hilfen,
die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind er-
leichtern’. Dies konnte dahin gedeutet werden, dal} die Beratungsstellen nur in-
formieren sollen, ohne auf den Motivationsprozel gezielt EinfluR zu nehmen. ...
Auf eine solche EinfluBnahme kommt es jedenfalls entscheidend an, wenn der
Beratung ein Schutzeffekt zugunsten des werdenden Lebens zukommen soll.“’6

76 BVerfG-Urteil vom 25.02.1975 - 1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 —, D. II. 3.



PID, PND und das Lebensrecht behinderter Menschen Seite -24-

Auch in seinem 1993-er Urteil setzt sich das Bundesverfassungsgericht — freilich
auf einer anderen Ebene — mit der (notwendigen) Qualitat von Beratung ausein-
ander: ,Fur die Festlegung des Inhalts der Beratung kann der Gesetzgeber da-
von ausgehen, dal3 Beratung nur dann eine Chance hat, das ungeborene
menschliche Leben wirklich zu schitzen, wenn sie ergebnisoffen gefuhrt wird. ...
Dies rechtfertigt es auch, davon abzusehen, die erwartete Gesprachs- und Mit-
wirkungsbereitschaft der Frau zu erzwingen...“’” Aber: ,Die Beratung im
Schwangerschaftskonflikt bedarf der Orientierung auf den Schutz des ungebore-
nen Lebens hin. ... Eine bloR informierende Beratung, die ... sich auch nicht um
konkrete Hilfen im Blick auf diesen Konflikt bemuht, lie3e die Frau im Stich und
verfehlte ihren Auftrag. Die Beraterinnen oder Berater mussen sich von dem
BemduUhen leiten lassen, die Frau zur Fortsetzung ihrer Schwangerschaft zu er-
mutigen und ihr Perspektiven fir ein Leben mit dem Kind zu eré6ffnen.“’® Und
weiter: ,Eine solche Ermutigung steht solange nicht im Widerspruch zu den Wir-
kungsbedingungen einer Beratung, wie sie von der personalen Freiheit der Rat-
suchenden ausgeht, ihre Verantwortung respektiert und dementsprechend als
ergebnisoffene Beratung gefuhrt wird. Als ein Vorgang personaler Kommunikati-
on schliel3t eine ergebnisoffene Beratung keineswegs aus, dald vom Berater
vermittelte normative Vorstellungen und Werthaltungen in sie einfliel3en; sie bie-
tet vielmehr gerade die Chance dafur, dal® normative Orientierungen und Pra-
gungen, die auch bei der Ratsuchenden vorhanden sind, angesprochen werden.
Ein Schwangerschaftskonflikt erwachst in aller Regel aus einem elementaren
Zwiespalt zwischen der Erkenntnis, schutzbedurftiges menschliches Leben in
sich zu tragen, dem Wunsch, das Kind haben zu wollen einerseits und anderer-
seits der Sorge, der damit verbundenen Aufgabe nicht gewachsen, schweren
Konflikten im personlichen Umfeld ausgesetzt zu sein oder eigene Lebensvor-
stellungen zurlckstellen zu mussen. Eine Beratung, die diesen Zwiespalt auf-
deckt und sich darum bemiuht, die dem Kinderwunsch entgegenstehenden Um-
stande bewaltigen zu helfen und die Frau zum Austragen der Schwangerschaft
zu ermutigen, ist deshalb keine von aullen wirkende Fremdbestimmung. ... Bera-
tung kann nach alledem nicht nur durch Manipulation und Indoktrination mi3glu-
cken, sondern ebenso durch unbeteiligtes Anheimstellen, das die Frau mit ihrem
Konflikt allein 1a3t und ihr damit letztlich anteilinehmenden Rat verweigert. ... An-
dererseits wlrde eine auf die Erzeugung von Schuldgeflhlen zielende und in

77T BVerfG-Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4, 5/92 —, D. IV. 1.
8 ebenda
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dieser Weise belehrende Einflulinahme die Bereitschaft der Frau, sich der Bera-
tung zu 6ffnen und sich ihren Zwiespalt bewuBt zu machen, behindern.“7?

Und schlieBlich: ,Die Erfullung der Schutzpflicht gegenlber dem ungeborenen
menschlichen Leben erfordert es weiter, dal® in der Beratung soziale und sonsti-
ge Fordermallnahmen, die der Staat ergriffen hat, der Frau vorgestellt werden
und sie bei der Inanspruchnahme der Leistungen so effektiv wie mdglich unter-
stutzt wird. Gleiches gilt, soweit Dritte, wie etwa Stiftungen oder Kirchen, Mittel
zum Schutze des Lebens bereithalten. Nur so ist gewahrleistet, dal} alle diese
Hilfen gerade die Frauen, die ihrer oft am meisten bedurfen, auch erreichen und
ihren Willen zum Kind férdern.“®® — Die noch 1975 erhobene Forderung, die Be-
ratungsstellen ,so auszustatten, dald sie unmittelbare Hilfe vermitteln kdnnen®,
stellt das BVerfG nun allerdings nicht mehr auf — warum eigentlich nicht?

Diese Bemerkungen (Forderungen?) des BVerfG beziehen sich auf Schwanger-
schaftskonflikte im Allgemeinen. Wenn sie sich aber auf Schwangerschaftskon-
flikte im Allgemeinen beziehen, dann miussen sie ganz selbstverstandlich auch
fur die Schwangerschaftskonflikte gelten, die durch eine mittels PND vorherge-
sagte Behinderung eines ungeborenen Kindes ausgeldst werden. Doch: Finden
sich diese Anforderungen in der aktuellen Beratungspraxis wieder?

Schauen wir nach: Auf dem Webauftritt des Bundesministeriums fur Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) findet sich die Broschiure ,Schwanger-
schaftsberatung § 218“8'. In dieser findet sich auf S. 19 ff. ein eigener Abschnitt,
der die Beratung bei einem Abbruchswunsch wegen einer vorgeburtlich festge-
stellten moglichen Schadigung des Fotus zum Thema hat. Diesen Ausflihrungen
ist nun lediglich zu enthehmen, dass die ratsuchende schwangere Frau im Rah-
men des Beratungsgesprachs auf ihren Anspruch auf ,weitere und vertiefende
psychosoziale Beratung“ hingewiesen werden muss. Zudem ist der/die beraten-
de Arzt/Arztin zur Aushandigung von Informationsmaterial der Bundeszentrale fiir
gesundheitliche Aufklarung verpflichtet, das ,Informationen zum Leben mit einem
behinderten Kind und dem Leben von Menschen mit Behinderung“ enthalt.®? Au-
Rerdem ist die schwangere Frau ,vor der schriftlichen Feststellung einer medizi-

9 ebenda

80 g.a.0,D.IV.1.¢)

81 online unter
https://www.bmfsfj.de/blob/95282/bf7d51a0202cde8c06d77f5e7de8b402/schwangerschaftsberatung--
-218-data.pdf

82 ygl. Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Schwangerschaftsberatung

§ 218, Informationen Uber das Schwangerschaftskonfliktigesetz und gesetzliche Regelungen im Kon-
text des § 218 Strafgesetzbuch, 9. Auflage August 2014, S. 19



https://www.bmfsfj.de/blob/95282/bf7d51a0202cde8c06d77f5e7de8b402/schwangerschaftsberatung---218-data.pdf
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nischen Indikation ... durch die Arztin oder den Arzt, die oder der die schriftliche
Feststellung einer medizinischen Indikation zu treffen hat, Uber die medizinischen
und psychischen Aspekte eines Schwangerschaftsabbruchs zu beraten“.8

Das ,Ziel der Beratung® wird in der Broschure wie folgt beschrieben: ,Ziel der er-
gebnisoffenen Begleitung und Beratung ist, die Konsequenzen der im Raume
stehenden Behinderung von allen Seiten zu beleuchten und die Schwangere und
ihren Partner darin zu unterstutzen, die gegenwartigen und zukunftigen Lebens-
verhaltnisse und Belastungen auszuloten und Ldsungsansatze im Schwanger-
schaftskonflikt zu prufen. Insbesondere im Rahmen einer psychosozialen Bera-
tung durch eine Beratungsstelle [die allerdings nicht verpflichtend in Anspruch
genommen werden muss; Anm. d. Verf.] kdnnen u.a. die Auswirkungen der mog-
lichen Behinderung des Kindes auf die Familie und das Umfeld, die Aspekte des
Lebens dieses behinderten Menschen und des Lebens mit dem behinderten Kind
beleuchtet werden. Schwangere und Paare kdnnen dort ihre Sorgen und Angste
mitteilen und auch Aspekte eines eventuell in Erwagung gezogenen Schwanger-
schaftsabbruchs erdrtern. Die Regelung tragt dazu bei, dass eine fundierte trag-
fahige Einschatzung daruber getroffen werden kann, ob die Schwangere den zu
erwartenden Belastungen gewachsen ist oder diese fur sie eine Lebens- bzw.
Gesundheitsgefahr darstellen. Die Beratung hilft der schwangeren Frau bei der
Entscheidungsfindung und unterstitzt Arztinnen bzw. Arzte bei der medizini-
schen Indikationsstellung.“84

Das war’s! Lassen wir einmal beiseite, dass das BVerfG aus fur uns wohl nie-
mals feststellbaren Grinden im Jahr 1993 seine achtzehn Jahre zuvor erhobene
Forderung nicht wieder aufgegriffen hat, die Schwangerschaftsberatungsstellen
sollten unmittelbar Hilfe vermitteln kdnnen, so muss die Frage erlaubt sein, ob
das sich aus der Broschire der Bundesregierung ergebende Beratungskonzept
tatsachlich geeignet ist, die in dem 1993-er Bundesverfassungsgerichts-Urteil
aufgestellten Kriterien hinlanglich zu erfullen. Wie war das doch gleich?

» ,Die Beratung im Schwangerschaftskonflikt bedarf der Orientierung auf den
Schutz des ungeborenen Lebens hin. ... Eine blof3 informierende Beratung,
die ... sich auch nicht um konkrete Hilfen im Blick auf diesen Konflikt bemiiht,
lieRe die Frau im Stich und verfehlte ihren Auftrag.“®®> — Wenn nun aber in der
Beratung das Informationsmaterial der Bundeszentrale fir gesundheitliche
Aufklarung lediglich ,ausgehandigt werden muss, reicht das wirklich aus, um

833.a.0.,S.20
84 a.a.0,, S. 21
85 vgl. oben S. 24, Fn 78
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einer Frau, die mehr oder weniger fest zu einem Abbruch der Schwanger-
schaft entschlossen ist (sonst wirde sie ja die Beratungsstelle nicht aufsu-
chen), positiv im Sinne der Bejahung des Lebensrechts des mdglicherweise
behinderten Kindes zu beeinflussen? Zweifel hieran mussen zumindest er-
laubt sein.

= Als ein Vorgang personaler Kommunikation schliefl3t eine ergebnisoffene Be-
ratung keineswegs aus, dal} vom Berater vermittelte normative Vorstellungen
und Werthaltungen in sie einflieRen; sie bietet vielmehr gerade die Chance da-
fur, da® normative Orientierungen und Pragungen, die auch bei der Ratsu-
chenden vorhanden sind, angesprochen werden.“®¢ — Dem Text der Broschiire
ist nun gerade nicht zu entnehmen, dass in der Beratung ,normative Vorstel-
lungen und Werte“ in die Beratung einflieRen sollten; er vermittelt vielmehr den
Eindruck, dass es lediglich um ,Wissensvermittlung“ gehen soll.

= Die Erfullung der Schutzpflicht gegentiber dem ungeborenen menschlichen
Leben erfordert es weiter, dafl® in der Beratung soziale und sonstige Forder-
malinahmen, die der Staat ergriffen hat, der Frau vorgestellt werden und sie
bei der Inanspruchnahme der Leistungen so effektiv wie moglich unterstutzt
wird.“®” — Wiederum missen Zweifel jedenfalls erlaubt sein, ob ein bloRes
Aushandigen von Informationsmaterial diese Forderung des Bundesverfas-
sungsgerichts tatsachlich zu erfullen vermag.

= ,Die Regelung tragt dazu bei, dass eine fundierte tragfahige Einschatzung
daruber getroffen werden kann, ob die Schwangere den zu erwartenden Be-
lastungen gewachsen ist oder diese flr sie eine Lebens- bzw. Gesundheitsge-
fahr darstellen. Die Beratung hilft der schwangeren Frau bei der Entschei-
dungsfindung und unterstiitzt Arztinnen bzw. Arzte bei der medizinischen Indi-
kationsstellung.“®® — Zwar hat das BVerfG anerkannt, dass nur eine ergebnis-
offene Beratung geeignet ist, die schwangere Frau in ihrer Konfliktsituation zu
erreichen und nach Mdglichkeit zu beeinflussen. Es hat aber gleichzeitig An-
forderungen an diese ergebnisoffene Beratung gestellt: sie misse Uber bloRRe
Informationsvermittiung hinausgehen und zur Austragung der Schwanger-
schaft ermutigen.?® Das Zitat aus der Informationsbroschire lasst nun jedoch
kaum erkennen, dass dieses Kriterium tatsachlich erfullt werden kann.

Fazit: Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Urteilen zum Recht des
Schwangerschaftsabbruchs recht konkrete Erwartungen bzw. Anforderungen da-

86 vgl. oben S. 24, Fn 79

87 vgl. oben S. 25, Fn 80

88 Text der Broschiire; vgl. S. 26 Fn 84
89 vgl. hierzu nochmals oben, S. 24
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zu formuliert, wie die Beratung von Frauen gestaltet sein musse, die wegen ei-
nes Schwangerschaftskonflikts den Abbruch dieser Schwangerschaft jedenfalls
erwagen, um ihnen nach Maoglichkeit zu dem Entschluss zu verhelfen, sie den-
noch auszutragen. Wenngleich die moglicherweise im ersten Urteil vorgeschla-
gene und wohl am ehesten zielfUhrende Losung, den Beratungsstellen die unmit-
telbare Vermittlung der Hilfen fur die schwangere Frau zu ermdglichen, nicht
verwirklicht und trotz dieser Nicht-Verwirklichung im zweiten Urteil auch nicht
mehr angemahnt wurde®, so wurde doch jeweils das Lebensrecht des ungebo-
renen Kindes sowie die Anforderung betont, dass fur dessen Zurucktreten ge-
wichtige Umstande vorliegen mussen. Da akzeptiert wurde, dass eine reine
Strafandrohung fur den Abbruch der Schwangerschaft den Schutz des Lebens
des ungeborenen Kindes nicht hinreichend gewahrleisten konne, wurde letztlich
die EinflUhrung einer so genannten ,Beratungsregelung” gutgehei3en; an diese
wurden jedoch Anforderungen gestellt, die den effektiven Lebensschutz fur das
ungeborene Kind gewahrleisten sollen.

Obgleich die aufgrund dieser Entscheidungen ab dem Jahr 1995 geltenden Re-
gelungen bislang nicht erneut vor dem BVerfG angegriffen wurden, muss festge-
stellt werden, dass diese jedenfalls fur eine bestimmte Gruppe ungeborener Kin-
der einen effektiven Lebensschutz — vorsichtig formuliert — kaum zu gewahrleis-
ten vermogen. Es mussen daruber hinaus Zweifel jedenfalls erlaubt sein, ob die
in Anwendung dieser Regelungen praktizierten Beratungen — soweit sie die Falle
betreffen, in denen vorgeburtlich die Moglichkeit des Vorliegens einer Behinde-
rung festgestellt wurde — tatsachlich den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts entsprechen.

B. Wie sich bereits den Ausfihrungen des Bundesverfassungsgerichts entnehmen
lasst, gleicht die ,ergebnisoffene Beratung®“ der schwangeren, zum Abbruch die-
ser Schwangerschaft jedenfalls zunachst einmal gewillten Frau, die gleichwohl
das Ziel haben soll, das ungeborene Leben zu schitzen (also die Frau zur Aus-
tragung der Schwangerschaft zu bewegen), irgendwie der ,Quadratur des Krei-
ses”. Jedenfalls wird kaum bestritten werden konnen, dass an die Mitarbei-
ter/innen der Beratungsstellen enorme Anforderungen gestellt werden. Vielleicht
ist es auch diesem Umstand geschuldet, dass die Umsetzung der vom BVerfG

% Uber die Griinde hierfir Iasst sich nur spekulieren. Denkbar ist eine Erkenntnis der Verfassungsrich-
ter, dass mit einer solchen MalRhahme am System der sozialen Sicherung in Deutschland geruttelt
worden ware, das die Leistungsverpflichtungen ohne Ricksicht auf die konkrete Lebenssituation auf
die verschiedenen Sozialleistungstrager aufteilt (so genanntes ,gegliedertes System der sozialen Si-
cherung®).
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aufgestellten Kriterien in der konkreten Beratungstatigkeit allem Anschein nach
zu wunschen ubrig Iasst.

Wie kdnnte denn aber eine Losung dieses Dilemmas aussehen? Es konnte ge-
zeigt werden, dass allem Anschein nach (und vom Bundesverfassungsgericht
anerkannt) die bloRe Strafandrohung fur den Fall eines Abbruchs der Schwan-
gerschaft das Leben des ungeborenen Kindes nicht hinreichend zu schatzen
vermag. Auch die Beratungsregelung hat es nicht zu vermeiden gemocht, dass
in den Fallen, in denen mittels vorgeburtlicher Diagnostik Trisomie 21 festgestellt
worden ist, zu 90 % diese Schwangerschaften abgebrochen werden, weil eine
Gefahrdung von Leben oder (psychischer) Gesundheit der Mutter angenommen
wird.%!

Nun ist sicherlich — wie auch schon erwahnt — zuzugeben, dass das Grol3ziehen
eines Kindes mit Behinderung fur dessen Eltern erhebliche Belastungen mit sich
bringt. Nicht selten fuhrt ein solches Ereignis sogar zu einer Trennung der Eltern,
wodurch die betroffene Frau — friher oder spater — allein die durch die Behinde-
rung des Kindes entstehenden Belastungen zu tragen hat. In nahezu allen Fallen
wird ihr auch fur lange Zeit ein (Wieder-)Eintritt ins Berufsleben nicht moglich
sein: sie (bzw. die gesamte Familie) ist somit auch wirtschaftlich mehr oder weni-
ger stark benachteiligt. Dennoch muss die Frage erlaubt sein: Kénnen alle diese
Faktoren (wohlgemerkt im Vorhinein, d.h. ohne dass die konkrete Auspragung
der Behinderung des Kindes bekannt ist, ja nicht einmal die Tatsache der Behin-
derung selbst wirklich feststeht) die Annahme einer Gesundheitsgefahrdung der
Mutter rechtfertigen, die gleichzeitig dem ungeborenen Kind sein Lebensrecht
nimmt? Und — auch dieser Hinweis sei hier wiederholt —. Wo liegt der Unter-
schied zu dem Kind, das mit einer Behinderung zur Welt kommt, die vorgeburt-
lich nicht festgestellt werden und somit nicht zur Beeintrachtigung seines Le-
bensrechts fihren konnte? In dem einen Fall sind die Eltern von der erwarteten
Belastung befreit, ohne dass ihr Eintreten Uberhaupt vollstandig sicher war, das
Kind aber seines Lebensrechts beraubt, in dem anderen sind die Eltern unent-
rinnbar der Belastung ausgesetzt, wahrend dem Kind sein Lebensrecht unbestrit-
ten blieb.

Dies sollte es Uberdeutlich machen: Es muss eine andere Lésung her! Kommen
wir noch einmal auf die Beraterinnen und Berater in den Beratungsstellen zurtck:

91 Abgesehen von Trisomien lassen sich noch weitere Behinderungen durch PND feststellen, etwa
spina bifida (offener Riicken). Auch in diesen Fallen wird haufig die Schwangerschaft abgebrochen;
genaue Zahlen hierzu liegen mir leider nicht vor.
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Selbst wenn sie nicht nur Informationsmaterial aushandigen, sondern tatsachli-
che Beratungsgesprdche fuhren wurden: worlber sollten (oder richtiger: konn-
ten) sie denn beraten? Sie mussten daruber beraten, dass den Eltern zwar The-
rapien und Hilfsmittel fur ihr behindertes Kind zustehen, dass sie aber jede ein-
zelne dieser Leistungen (und sei es in Gestalt einer arztlichen Verordnung) zu-
nachst einmal beim zustandigen Sozialleistungstrager beantragen mussen. Zwar
ist dieses Antragsverfahren seit einigen Jahren wesentlich erleichtert worden; es
bleibt aber der Umstand, dass viele Leistungen — z.B. Hilfsmittel — nach ihrer
arztlichen Verordnung formell genehmigt werden mussen — und diese Genehmi-
gung haufig erst einmal versagt wird. So kann es sein, dass sich der angegange-
ne Sozialleistungstrager fur nicht zustandig erklart oder der Auffassung ist, das
beantragte Hilfsmittel sei entweder gar nicht notwendig oder Uberschreite das
Mal des Notwendigen. Um es kurzer zu fassen: Die Beratung muss mehr oder
weniger zwangslaufig darauf hinauslaufen, dass die Eltern zwar umfangreiche
Anspriche zur Linderung bzw. zum Ausgleich der Behinderung ihres Kindes ha-
ben, dass sie diese Anspruche aber unter Umstédnden regelrecht erkampfen
mussen. Und seien wir ehrlich: So etwas kann — jedenfalls bei sensiblen Men-
schen — durchaus die psychische Gesundheit beeintrachtigen.

Folglich: Selbst wenn die Beratung sich nicht nur auf das Aushandigen von In-
formationsmaterial beschranken wirde (oder moglicherweise gerade bei einer
tatsachlichen Beratung) konnten Eltern bzw. Mutter potenziell behinderter Kinder
zu dem Ergebnis kommen: ,Puuh, das schaffe ich nicht, das macht mich doch
psychisch kaputt!* Was bleibt also?

Die Gesellschaft — genauer: der Staat, die staatlichen Organe, der Gesetzgeber
— muss eine Entscheidung treffen: Bejahe ich das Lebensrecht jedes einzelnen,
auch eines moglicherweise behinderten Kindes in vollem Umfang? Bin ich als
Staat bereit, alles, wirklich alles daflr zu tun, dass sich die fragliche, in genau
diesem Schwangerschaftskonflikt befindliche Mutter dafir entscheiden kann, das
Lebensrecht dieses Kindes zu akzeptieren und ihre Schwangerschaft auszutra-
gen? Bin ich bereit, dieser Mutter nicht nur die bestmogliche Beratung, sondern
ihr und ihrem Kind auch die bestmdgliche Hilfe zur Verfugung zu stellen? Bin ich
bereit, daflir eine Menge Geld in die Hand zu nehmen?

Diese Fragen positiv — also den Schutz auch behinderten ungeborenen Lebens
uneingeschrankt bejahend — zu beantworten musste nun in der Tat weitreichen-
de Konsequenzen nach sich ziehen: Es wirde namlich wahrscheinlich bedeuten,
das gewachsene System der sozialen Sicherung jedenfalls zu einem Teil infrage
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zu stellen. Weshalb? Eltern behinderter Kinder mussten sicher sein konnen, die
Leistungen fur Therapien und den Ausgleich der Behinderung ihres Kindes zu
bekommen, ohne hierfiir kdmpfen zu miissen. Es musste erduldet werden kon-
nen, dass die Versorgung beispielsweise mit einem Hilfsmittel im Einzelfall das
,Mal des Notwendigen“ Uberschreitet, weil sich etwa der behandelnde bzw. das
Hilfsmittel verordnende Arzt hinsichtlich des Umfangs des notwendigen Behinde-
rungsausgleichs nicht vollstandig im Klaren war. Es musste anerkannt werden,
dass es sich bei Leistungen fur behinderte Kinder um eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe handelt, deren Finanzierung nicht den Solidarsystemen der einzel-
nen Zweige der Sozialversicherung Uberlassen bleiben darf, sondern entspre-
chend der Bedeutung der Aufgabe aus Steuermitteln zu finanzieren ist. Dies soll-
te bis zum Erreichen der Volljahrigkeit des behinderten Menschen gelten.

Zudem bedeutete eine uneingeschrankte Bejahung des Rechts auf Leben flr
(geborene und ungeborene) Menschen mit Behinderung eine strikte Beachtung
der Vorgaben der Ubereinkunft der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte
von Menschen mit Behinderung (UN-Behindertenrechtskonvention; kurz: UN-
BRK). Das beinhaltet insbesondere die Anerkennung des Rechts auf gemeinsa-
men Unterricht fur Kinder mit und ohne Behinderung; dieses Anerkenntnis bein-
haltet das weitere Anerkenntnis, dass die Inhalte eines solchen Unterrichts die
Belange der Schuler/innen mit Behinderung ebenso bericksichtigen missen wie
die derjenigen ohne Behinderung. Eine weitere unabdingbare Voraussetzung zur
Verwirklichung dieser Forderung ist eine Reform der Ausbildung des lehrenden
Personals: diese muss sicherstellen, dass alle Absolventen dieser Ausbildung
auch mit den Bedarfen und Eigenheiten der behinderten Schulerinnen und Schu-
ler vertraut sind und in die Lage versetzt werden, diesen gerecht zu werden. Die-
se gewissermalden erganzenden Malnahmen sind deshalb wichtig, weil die
oben beschriebene Verpflichtung des Staates Geld (viel Geld) kosten wird. Wenn
nun der Staat aber daflur sorgt, dass den betroffenen Kindern die bestmogliche
Ausbildung zugute kommt, dann besteht eine gute Mdglichkeit, dass diese spater
zu Steuerzahlern werden, anstatt lebenslang auf Hilfen angewiesen zu sein —
folglich eine Investition, die sich durchaus lohnen kann.

So — und wohl nur so (das zeigen die bisherigen Ergebnisse des politischen
Konzepts des Lebensschutzes durch Schwangerschaftsberatung und die Ent-
wicklung der strafrechtlichen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch) —
kann ein effektiver, seinem Namen gerecht werdender Schutz auch maoglicher-
weise behinderten ungeborenen Lebens aussehen. Wenn der Fotus Trager von
Grundrechten sein kann, dann muss das auch fur das Verbot der Benachteili-
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gung wegen einer Behinderung gelten. Dabei darf es nicht ausreichen, eine sol-
che Benachteiligung nur formal auszuschlie3en, indem die voraussichtliche Be-
hinderung als (alleinige) Rechtfertigung fur den Abbruch einer Schwangerschaft
nicht im Gesetz genannt wird; der Ausschluss der Benachteiligung muss viel-
mehr ein tats&chlicher sein.

Fazit: Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen beiden Urteilen von 1975 und
1993, die jeweils seinerzeit beschlossene Regelungen zum Schwangerschaftsab-
bruch bzw. deren Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz zum Gegenstand hatten, einen
Vorschlag fur eine effektivere Ausstattung der Schwangerschaftsberatungsstellen
gemacht bzw. Vorgaben fur die Ausgestaltung der Beratung aufgestellt. Damit sollte
gewahrleistet werden, dass ein effektiverer Schutz ungeborenen Lebens erreicht
werden konne als durch eine blof3e Strafandrohung fur den Abbruch der Schwanger-
schaft. Der im ersten Verfahren enthaltene Vorschlag fur eine effektivere Ausstattung
der Beratungsstellen wurde weder im nachfolgenden Gesetzgebungsverfahren zur
Umsetzung der Entscheidung realisiert noch im zweiten Verfahren erneut aufgegrif-
fen. Ob die im zweiten Verfahren aufgestellten Vorgaben fur die Beraterinnen und
Berater in den Beratungsstellen zur Ausgestaltung der Beratung in hinreichendem
Malie umgesetzt werden, darf jedenfalls bezweifelt werden; allerdings durfte sich
eine solche Umsetzung wegen der Komplexitat der Materie auch als schwierig er-
weisen. Doch auch wenn es mdglich ware, diese Vorgaben zu erflllen, kann wegen
des notwendigerweise im Zuge der Beratung zu vermittelnden Inhalts ein effektiver
Lebensschutz kaum erreicht werden.

Hierzu ware es vielmehr notwendig, das System der Hilfen fur Kinder mit Behinde-
rungen nicht nur zu reformieren, sondern geradezu zu revolutionieren. Notig ware flr
diesen Personenkreis eine Abkehr vom System der gegliederten Rehabilitation, ver-
bunden mit dem Wegfall von burokratischen Hindernissen bei der Hilfegewahrung.
Doch auch dies kdnnte nur ein erster Schritt sein: Notwendig ware dartber hinaus
das Anerkenntnis der Gleichwertigkeit von Menschen mit Behinderung in allen Le-
bensbereichen, beginnend mit der Verwirklichung eines gemeinsamen Unterrichts
von Kindern mit und ohne Behinderung, wofur weitergehend unabdingbare Voraus-
setzungen geschaffen werden mussen. Dass die Gesellschaft Eltern mit einem be-
hinderten Kind ,jede mogliche Hilfe gewahren“ misse, um den Eltern einen freiwilli-
gen Entschluss® zur Austragung einer solchen Schwangerschaft zu ermdglichen, hat
bereits die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag in einem 1973 (!) eingebrachten
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Gesetzentwurf zur Reform des Rechts zum Schwangerschaftsabbruch festgehal-
ten.92

Auch das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Entscheidungen zum Schwanger-
schaftsabbruch derartige Verpflichtungen des Staates zur Verbesserung des Le-
bensschutzes Ungeborener gesehen. So kann man in dem Urteil aus dem Jahr 1975
nachlesen: ,Die Schutzpflicht des Staates [fUr das werdende Leben; Anm. d. Verf.] ist
umfassend.“? Dies erganzend heildt es weiter: ,Wie der Staat seine Verpflichtung zu
einem effektiven Schutz des sich entwickelnden Lebens erfullt, ist in erster Linie vom
Gesetzgeber zu entscheiden.“% Konkret: ,Es ist ... Aufgabe des Staates, in erster
Linie sozialpolitische und fursorgerische Mittel zur Sicherung des werdenden Lebens
einzusetzen. Was hier geschehen kann und wie die HilfsmalRnahmen im einzelnen
auszugestalten sind, bleibt weithin dem Gesetzgeber Uberlassen und entzieht sich im
allgemeinen verfassungsgerichtlicher Beurteilung. Dabei wird es hauptsachlich da-
rauf ankommen, die Bereitschaft der werdenden Mutter zu starken, die Schwanger-
schaft eigenverantwortlich anzunehmen und die Leibesfrucht zum vollen Leben zu
bringen. ... Den mutterlichen Schutzwillen dort, wo er verlorengegangen ist, wieder
zu wecken und erforderlichenfalls zu starken, sollte das vornehmste Ziel der staatli-
chen Bemiihungen um den Lebensschutz sein.“® In ihrem Urteil aus dem Jahr 1993
nehmen die Verfassungsrichter sogar konkret auf die von ihnen als verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstandende Zulassung der embryopathischen Indikation als
Unzumutbarkeitskriterium fur die Fortsetzung einer Schwangerschaft Bezug und for-
dern gleichwohl: ,Soweit die Unzumutbarkeit die Pflicht der Frau, das Kind auszutra-
gen, begrenzt, ist damit die Schutzpflicht des Staates, die gegenuber jedem ungebo-
renen menschlichen Leben besteht, nicht aufgehoben. Sie wird den Staat insbeson-
dere veranlassen, durch Rat und Hilfe der Frau beizustehen und sie dadurch womog-
lich doch fiir das Austragen des Kindes zu gewinnen.“%® Und selbst alle diese MaR-
nahmen sehen sie letztlich noch nicht als ausreichend an: ,Der Schutzauftrag ver-
pflichtet den Staat schliel3lich auch, den rechtlichen Schutzanspruch des ungebore-
nen Lebens im allgemeinen Bewultsein zu erhalten und zu beleben. Deshalb mus-
sen die Organe des Staates in Bund und Landern erkennbar fur den Schutz des Le-
bens eintreten.“?”

92 ygl. oben, S. 11

93 BVerfG-Urteil vom 25.02.1975 -1 BvF 1, 2, 3,4, 5,5/74 - C. Il.

%4 3.a.0., C. ll.

% a.a.0, C. lll. 1.

96 BVerfG-Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4, 5/92 — D. |. 2. c) cc)
°7a.a.0,D.1.3.d)
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V. Zusammenfassung

Die Weiterentwicklung der Moglichkeiten pranataler Diagnostik (PND) und die Uber
diese noch hinausgehenden der PID sind geeignet, das ohnehin schon infrage ge-
stellte Lebensrecht von Kindern, bei denen das Vorliegen einer Behinderung mittels
einer solchen Diagnostik mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit festgestellt werden
kann, weiter einzuschranken. Deren Mutter bzw. Eltern haben dank dieser Diagno-
severfahren die Moglichkeit, den mit der Behinderung eines Kindes unzweifelhaft
verbundenen Belastungen und Einschrankungen zu entgehen. In diesen Fallen ist
ein Abbruch der Schwangerschaft bis zur 22. Woche nach der Empfangnis straffrei
maoglich. Bereits heute werden bei einer vorgeburtlich diagnostizierten, dennoch aber
nicht mit Sicherheit feststehenden Trisomie 21 (Down-Syndrom) 90 % dieser
Schwangerschaften abgebrochen. Dem gegenuber stehen Kinder, deren Behinde-
rung nicht vorgeburtlich diagnostiziert werden kann. Fur sie ist — wie fur alle anderen
Foten auch — nach dem Ende der 12. Schwangerschaftswoche uneingeschrankter
Lebensschutz insoweit gewahrleistet, als ein spater erfolgter Schwangerschaftsab-
bruch im Regelfall eine Bestrafung der Frau nach sich zieht. Die betreffenden Frauen
bzw. Familien sind — andersherum gewendet — den Belastungen bzw. Einschrankun-
gen, die sich durch die Behinderung eines Kindes ergeben, unentrinnbar ausgelie-
fert.

Jedenfalls unter ethischen bzw. moralischen Gesichtspunkten ergeben sich aus die-
ser Rechtslage Ungerechtigkeiten, die sich aus verschiedenen Blickwinkeln darstel-
len lassen. Ein Ansatz zur Losung konnte das seit November 1994 ins Grundgesetz
eingefugte Verbot der Benachteiligung wegen einer Behinderung sein. Eine Analyse
der Entwicklung des Rechts zum Schwangerschaftsabbruch, der hierzu ergangenen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der aktuellen Rechtslage fuhrt
jedoch zu der Erkenntnis, dass es mit allein mit den Mitteln des Rechts nicht maglich
sein wird, das aufgezeigte Dilemma zu beheben. Gefordert ist vielmehr eine positive
Entscheidung der staatlichen Organe flr das Lebensrecht aller Ungeborenen, die zu
einer unburokratischen Bereitstellung der Hilfen fuhrt, die die Folgen einer Behinde-
rung sowohl fur die Eltern bzw. die Mutter als auch fur das Kind in einer Weise ab-
mildern, die der werdenden Mutter bzw. den das Kind erwartenden Eltern eine ei-
genverantwortliche Entscheidung fir das Austragen dieser Schwangerschaft und
somit eine Bejahung des Lebensrechts des behinderten Kindes ermoglicht.
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Schlussbemerkungen

Um mogliche Missverstandnisse bzw. moglicherweise entstehende Unklarheiten zu
vermeiden, mochte ich Folgendes klarstellen:

e Obwohl mir jedes ungeborene Leben wichtig ist, gibt es auch flr mich Falle, in de-
nen den wohlverstandenen Rechten der Mutter unbedingter Vorrang einzuraumen
ist, wenn sie aufgrund ihrer personlichen Umstande zu dem Ergebnis kommt, dass
fur sie ein Austragen der Schwangerschaft nicht infrage kommt. Hierbei denke ich
neben dem ganz selbstverstandlichen Vorrang ihres eigenen Lebens und ihrer ei-
genen korperlichen Gesundheit insbesondere an ungewollte Schwangerschaften.

e Wie im Text erwahnt, gibt die gegenwartige Realitat bezlglich der Anspriche auf
wegen der Behinderung eines Kindes notwendig werdende Leistungen sehr wohl
Anlass zu der Annahme, dass die mit dem GrofRziehen dieses Kindes notwendi-
gerweise entstehenden Belastungen eine Gefahrdung der psychischen Gesund-
heit der Mutter mit dem Ergebnis darstellen kdnnen, dass sie im Abbruch dieser
Schwangerschaft den einzigen fur sie moglichen Ausweg aus dem Konflikt sieht.
Dennoch stimmt es bedenklich, dass dies im Falle der Moglichkeit einer Trisomie
21 in 90 % der Falle so sein soll. Dieser Umstand muss daher zumindest hinter-
fragt werden durfen.

e Mir ist bewusst, dass die an den Staat gerichteten Forderungen, mit dem teilwei-
sen Umbau des Sozialsystems seiner ihm auch vom Bundesverfassungsgericht
Ubertragenen Verantwortung flr einen effektiven Lebensschutz jeglichen ungebo-
renen Lebens (endlich) gerecht zu werden, gewissermalen ,zur Unzeit* kommen.
SchlieBlich wurde gerade dieser Tage bekannt, dass dem Bundesfinanzminister
bis zum Jahr 2023 voraussichtlich 25 Mrd. Euro an Steuereinnahmen fehlen wer-
den, und zudem sind sowohl dem Bund als auch den Landern kiinftig die Aufnah-
me neuer Schulden verboten. Allerdings hat die Bundesrepublik Deutschland als
Nachfolgestaat des so genannten ,Dritten Reichs® auch gegeniber Menschen mit
Behinderungen eine besondere Verantwortung, der sie nhach meiner personlichen
Auffassung bislang nicht in vollem Umfang gerecht geworden ist. Hierbei denke
ich neben der in dieser Ausarbeitung erorterten Situation hinsichtlich des effekti-
ven Schutzes ungeborenen, mdglicherweise behinderten Lebens auch an den
Umstand, dass auch nach dem Ende des so genannten Nazi-Regimes die Aus-
sonderung behinderter Menschen in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen
fortgefiihrt wurde, und auch zehn Jahre nach Inkrafttreten der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Deutschland weiterhin eine konsequente Umsetzung dieses
Regelwerkes nicht in Sicht ist. Gerade der Umstand, dass flr so viele mdglicher-
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weise von Trisomie 21 betroffene Foten ein effektiver Lebensschutz nicht gewahr-
leistet ist, wirft ein ungutes Licht auf diesen Staat.

e Im Rahmen des Festaktes ,100 Jahre Weimarer Verfassung“ im Nationaltheater
zu Weimar trat als Mitglied einer Theatergruppe eine Frau mit Down-Syndrom auf
und hob dabei die Moglichkeit dieses Auftritts als Errungenschaft hervor. Die Ent-
wicklungen, die ich zum Anlass fur diese Ausarbeitung genommen habe, kdnnten
dazu fuhren, dass es eines Tages diese Errungenschaft nicht mehr gibt. Das aber
wurde einen kulturellen Verlust fur die deutsche Gesellschaft bedeuten.

Dusseldorf, den 9. Februar 2019
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Anlage 1: Entwicklung des Rechts zum Schwangerschaftsabbruch (§§ 218 ff. StGB)

Nachfolgend wird die Entwicklung dargestellt, die das im Strafgesetzbuch (StGB) geregelte Recht bezuglich des Schwangerschaftsab-
bruchs seit 1975 genommen hat. Seinerzeit wurde versucht, mit einer ,Fristenlosung” das seit 1872 geltende Recht insoweit zu ,ent-
scharfen®, als ein Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwoIlf Wochen der Schwangerschaft grundsatzlich straffrei gestellt werden
sollte. Seither hat sich das Bundesverfassungsgericht zwei Mal mit Neuregelungen dieses Rechtsbereichs befassen mussen und dabei
jeweils die zur Prufung gestellten Regelungen fur (teilweise) unvereinbar mit dem Grundgesetz erklart, wodurch entsprechende Neurege-
lungen erforderlich wurden. Der Lesbarkeit wegen (Spaltenbreite) ist der Verlauf in zwei Tabellen dargestellt; der Ubersichtlichkeit halber

wird die rechte Spalte des ersten Teils als linke Spalte des zweiten Teils noch einmal aufgefuhrt.

Fassung durch das 5. StRG (1974)%

Fassung durch das 15. StrAndG*

Fassung durch Art. 13 des SFHG von 19920

§ 218 (Abbruch der Schwangerschaft):
(1) Wer eine Schwangerschaft spater als am dreizehnten
Tage nach der Empfangnis abbricht, wird mit Freiheitsstra-
fe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Die Strafe ist Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
funf Jahren, wenn der Tater
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Gesundheitsschadigung der Schwangeren ver-
ursacht.
Das Gericht kann Fiihrungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1
Nr. 2).
(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
(4) Der Versuch ist strafbar. Die Frau wird nicht wegen des
Versuchs bestraft.

§ 218 (Abbruch der Schwangerschaft):
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) In besonders schweren Fallen ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fiinf Jahren. Ein beson-
ders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Gesundheitsschadigung der Frau verursacht.
Das Gericht kann Fihrungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1
Nr. 2).
(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. Die
Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar, wenn der
Schwangerschaftsabbruch nach Beratung (§ 218b Abs. 1
Nr. 1 und 2) von einem Arzt vorgenommen worden ist und
seit der Empfangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wo-
chen verstrichen sind. Das Gericht kann von einer Bestra-
fung der Schwangeren nach Satz 1 absehen, wenn sie
sich zum Zeitpunkt des Eingriffs in besonderer Bedrangnis
befunden hat.
(4) [unverandert].

§ 218 (Schwangerschaftsabbruch):
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
Handlungen, deren Wirkung vor Abschluf} der Einnistung
des befruchteten Eies in die Gebarmutter eintritt, gelten
nicht als Schwangerschaftsabbruch im Sinne dieses Ge-
setzes.
(2) In besonders schweren Fallen ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu funf Jahren. Ein beson-
ders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Gesundheitsschadigung der Frau verursacht.
(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
(4) [unverandert]

9 Quelle: Urteil des BVerfG vom 25.02.1975 - 1 BvF 1, 2, 3,4, 5, 6/74 —, A. I.
9 Quelle: BGBI. Teil | Nr. 22 vom 26.03.1987, S. 945 (1001,1002)
100 Quelle: BGBI. Teil I Nr. 37 vom 04.08.1992, S. 1398 (1402, 1403)
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§ 218a (Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs in
den ersten zwolf Wochen):

Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt
vorgenommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht nach
§ 218 strafbar, wenn seit der Empféngnis nicht mehr als
zwolf Wochen verstrichen sind.

§ 218a (Indikation zum Schwangerschaftsabbruch):
(1) Der Abbruch der Schwangerschaft durch einen Arzt ist
nicht nach § 218 strafbar, wenn

1. die Schwangere einwilligt und

2. der Abbruch der Schwangerschaft unter Berticksich-
tigung der gegenwartigen und zukinftigen Lebens-
verhaltnisse der Schwangeren nach arztlicher Er-
kenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr flr das Leben
oder eine Gefahr einer schwerwiegenden Beein-
trachtigung des korperlichen oder seelischen Ge-
sundheitszustands der Schwangeren abzuwenden,
und die Gefahr nicht auf eine andere fir sie zumut-
bare Weise abgewendet werden kann.

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 gelten
auch als erfillt, wenn

1. dringende Griinde fir die Annahme sprechen, daf}
das Kind infolge einer Erbanlage oder schadlicher
Einflisse vor der Geburt an einer nicht behebbaren
Schadigung seines Gesundheitszustandes leiden
wirde, die so schwer wiegt, dafl von der Schwange-
ren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht ver-
langt werden kann,

2. an der Schwangeren eine rechtswidrige Tat nach
den §§ 176 bis 179 begangen worden ist und drin-
gende Griinde fur die Annahme sprechen, daf die
Schwangerschaft auf der Tat beruht, oder

3. der Abbruch der Schwangerschaft sonst angezeigt
ist, um von der Schwangeren eine Notlage abzu-
wenden, die
a) so schwer wiegt, daf} von der Schwangeren die

Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt

werden kann, und

b) nicht auf eine andere fiir die Schwangere zu-

mutbare Weise abgewendet werden kann.
(3) In den Fallen des Absatzes 2 Nr. 1 diirfen seit der
Empfangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen, in
den Fallen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 nicht mehr als
zwolf Wochen verstrichen sein.

§ 218a (Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs):
(1) Der Schwangerschaftsabbruch ist nicht rechtswidrig,
wenn
1. die Schwangere den Schwangerschaftsabbruch ver-
langt und dem Arzt durch eine Bescheinigung nach
§ 219 Abs. 3 Satz 2 nachgewiesen hat, dal} sie sich
mindestens drei Tage vor dem Eingriff hat beraten
lassen (Beratung der Schwangeren in einer Not- und
Konfliktlage),
2. der Schwangerschaftsabbruch von einem Arzt vor-
genommen wird und
3. seit der Empfangnis nicht mehr als zwdlf Wochen
vergangen sind.
(2) Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt
vorgenommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht
rechtswidrig, wenn nach arztlicher Erkenntnis der Abbruch
notwendig ist, um eine Gefahr fir das Leben der Schwan-
geren oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeintrach-
tigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden, sofern
die Gefahr nicht auf andere fiir sie zumutbare Weise ab-
gewendet werden kann.
(3) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 gelten auch als
erfillt, wenn nach arztlicher Erkenntnis dringende Griinde
fur die Annahme sprechen, dal} das Kind infolge einer
Erbanlage oder schadlicher Einfliisse vor der Geburt an
einer nicht behebbaren Schadigung seines Gesundheits-
zustandes leiden wiirde, die so schwer wiegt, daf} von der
Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht
verlangt werden kann. Dies gilt nur, wenn die Schwangere
dem Arzt durch eine Bescheinigung nach § 219 Abs. 3
Satz 2 nachgewiesen hat, da sie sich mindestens drei
Tage vor dem Eingriff hat beraten lassen, und wenn seit
der Empfangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen
verstrichen sind.
(4) Die Schwangere ist nicht nach § 218 strafbar, wenn
der Schwangerschaftsabbruch nach Beratung (§ 219) von
einem Arzt vorgenommen worden ist und seit der Emp-
fangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen verstri-
chen sind. Das Gericht kann von Strafe nach § 218 abse-
hen, wenn die Schwangere sich zur Zeit des Eingriffs in
besonderer Bedrangnis befunden hat.

§ 218b (Indikation fur den Schwangerschaftsabbruch nach
zwoIf Wochen):

Der mit Einwilligung der Schwangeren nach Ablauf von
zwolf Wochen seit der Empfangnis von einem Arzt vor-

§ 218b (Abbruch der Schwangerschaft ohne Beratung der
Schwangeren):

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne dal die
Schwangere

§ 218b (Schwangerschaftsabbruch ohne arztliche Fest-
stellung; unrichtige arztliche Feststellung):

(1) Wer in den Féllen des § 218a Abs. 2 oder 3 eine
Schwangerschaft abbricht, ohne daR ihm die schriftliche
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genommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht nach
§ 218 strafbar, wenn nach den Erkenntnissen der medizi-
nischen Wissenschaft
1. der Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von
der Schwangeren eine Gefahr fiir ihr Leben oder die
Gefahr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung ih-
res Gesundheitszustandes abzuwenden, sofern die
Gefahr nicht auf andere fir sie zumutbare Weise ab-
gewendet werden kann, oder
2. dringende Grinde fur die Annahme sprechen, dal}
das Kind infolge einer Erbanlage oder schadlicher
Einflisse vor der Geburt an einer nicht behebbaren
Schéadigung seines Gesundheitszustandes leiden
wirde, die so schwer wiegt, da® von der Schwange-
ren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht ver-
langt werden kann, und seit der Empfangnis nicht
mehr als zweiundzwanzig Wochen verstrichen sind.

1. sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff wegen
der Frage des Abbruchs ihrer Schwangerschaft an
einen Berater (Absatz 2) gewandt hat und dort Uber
die zur Verfiigung stehenden 6ffentlichen und priva-
ten Hilfen fir Schwangere, Mitter und Kinder bera-
ten worden ist, insbesondere Uber solche Hilfen, die
die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage
von Mutter und Kind erleichtern, und

2. von einem Arzt Uber die arztlich bedeutsamen Ge-
sichtspunkte beraten worden ist,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe be-
droht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar.
(2) Berater im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 ist

1. eine von einer Behdrde oder Kérperschaft, Anstalt
oder Stiftung 6ffentlichen Rechts anerkannte Bera-
tungsstelle oder

2. ein Arzt, der nicht selbst den Schwangerschaftsab-
bruch vornimmt und
a) als Mitglied einer anerkannten Beratungsstelle

(Nummer 1) mit der Beratung im Sinne des Ab-
satzes 1 Nr. vertraut ist
b) von einer Behorde oder Korperschaft, Anstalt
oder Stiftung 6ffentlichen Rechts als Berater an-
erkannt ist oder
c) sich durch Beratung mit einem Mitglied einer an-
erkannten Beratungsstelle (Nummer 1), das mit
der Beratung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 be-
traut ist, oder mit einer Sozialbehorde oder auf
andere geeignete Art und Weise Uber die im Ein-
zelfall zur Verfligung stehenden Hilfen unterrich-
tet hat.
(3) Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von der
Schwangeren eine durch korperliche Krankheit oder Kor-
perschaden begriindete Gefahr fiir ihr Leben oder ihre
Gesundheit abzuwenden.

Feststellung eines Arztes, der nicht selbst den Schwan-
gerschaftsabbruch vornimmt, dartiber vorgelegen hat, ob
die Voraussetzungen des § 218a Abs. 2 oder 3 Satz 1
gegeben sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nichtin § 218
mit Strafe bedroht ist. Wer als Arzt wider besseres Wissen
eine unrichtige Feststellung Uber die Voraussetzungen des
§ 218a Abs. 2 oder 3 Satz 1 zur Vorlage nach Satz 1 trifft,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe be-
droht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 oder 2
strafbar.

(2) Ein Arzt darf Feststellungen nach § 218a Abs. 2 oder 3
Satz 1 nicht treffen, wenn ihm die zustandige Stelle dies
untersagt hat, weil er wegen einer rechtswidrigen Tat nach
Absatz 1 oder den §§ 218, 219a oder 219b oder wegen ei-
ner anderen rechtswidrigen Tat, die er im Zusammenhang
mit einem Schwangerschaftsabbruch begangen hat,
rechtskraftig verurteilt worden ist. Die zusténdige Stelle
kann einem Arzt vorlaufig untersagen, Feststellungen
nach § 218a Abs. 2 und 3 Satz 1 zu treffen, wenn gegen
ihn wegen des Verdachts einer der in Satz 1 bezeichneten
rechtswidrigen Taten das Hauptverfahren er6ffnet worden
ist.

§ 218c (Abbruch der Schwangerschaft ohne Unterrichtung

und Beratung der Schwangeren):

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne daR die

Schwangere

1. sich wegen der Frage des Abbruchs ihrer Schwan-

gerschaft vorher an einen Arzt oder eine hierzu er-
machtigte Beratungsstelle gewandt hat und dort Gber
die zur Verfiigung stehenden &ffentlichen und priva-
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ten Hilfen fir Schwangere, Mitter und Kinder unter-
richtet worden ist, insbesondere (ber solche Hilfen,
die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die
Lage von Mutter und Kind erleichtern, und
2. arztlich beraten worden ist,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht nach § 218 strafbar ist.
(2) Die Frau, an der der Eingriff vorgenommen wird, ist
nicht nach Absatz 1 strafbar.

§ 219 (Abbruch der Schwangerschaft ohne Begutach-
tung):

(1) Wer nach Ablauf von 12 Wochen seit der Empféngnis
eine Schwangerschaft abbricht, ohne daR eine zustandige
Stelle vorher bestatigt hat, da® die Voraussetzungen des
§ 218b Nr. 1 oder 2 vorliegen, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat
nicht nach § 218 strafbar ist.

(2) Die Frau, an der der Eingriff vorgenommen wird, ist
nicht nach Absatz 1 strafbar.

§ 219 (Abbruch der Schwangerschaft ohne arztliche Fest-
stellung):

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne dalk ihm die
schriftliche Feststellung eines Arztes, der nicht selbst den
Schwangerschaftsabbruch vornimmt, darliber vorgelegen
hat, dal} die Voraussetzungen des § 218a Abs. 1 Nr. 2,
Abs. 2 und 3 gegeben sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht
in § 218 mit Strafe bedroht ist. Die Schwangere ist nicht
nach Satz 1 strafbar.

(2) Ein Arzt darf Feststellungen nach Absatz 1 nicht tref-
fen, wenn ihm die zustandige Stelle dies untersagt hat,
weil er wegen einer rechtswidrigen Tat nach Absatz 1 oder
den §§ 218, 218b, 219a, 219b oder 219c oder wegen ei-
ner anderen rechtswidrigen Tat, die er im Zusammenhang
mit einem Schwangerschaftsabbruch begangen hat,
rechtskraftig verurteilt worden ist. Die zusténdige Stelle
kann einem Arzt vorlaufig untersagen, Feststellungen
nach Absatz 1 zu treffen, wenn gegen ihn wegen des
Verdachts einer der in Satz 1 bezeichneten rechtswidrigen
Taten das Hauptverfahren erdffnet worden ist.

§ 219 (Beratung der Schwangeren in einer Not- und Kon-
fliktlage):

(1) Die Beratung dient dem Lebensschutz durch Rat und
Hilfe fir die Schwangere unter Anerkennung des hohen
Wertes des vorgeburtlichen Lebens und der Eigenverant-
wortung der Frau. Die Beratung soll dazu beitragen, die im
Zusammenhang mit der Schwangerschaft stehende Not-
und Konfliktlage zu bewaltigen. Sie soll die Schwangere in
die Lage versetzen, eine verantwortungsbewufte eigene
Gewissensentscheidung zu treffen. Aufgabe der Beratung
ist die umfassende medizinische, soziale und juristische
Information der Schwangeren. Die Beratung umfaft die
Darlegung der Rechtsanspriiche von Mutter und Kind und
der méglichen praktischen Hilfen, insbesondere solcher,
die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage
von Mutter und Kind erleichtern. Die Beratung tragt auch
zur Vermeidung kinftiger ungewollter Schwangerschaften
bei.

(2) Die Beratung hat durch eine auf Grund Gesetzes aner-
kannte Beratungsstelle zu erfolgen. Der Arzt, der den
Schwangerschaftsabbruch vornimmt, ist als Berater aus-
geschlossen.

(3) Die Beratung wird nicht protokolliert und ist auf
Wunsch der Schwangeren anonym durchzufiihren. Die
Beratungsstelle hat Uber die Tatsache, dal} eine Beratung
gemal Absatz 1 stattgefunden hat und die Frau damit die
Informationen fiir ihre Entscheidungsfindung erhalten hat,
sofort eine mit Datum versehene Bescheinigung auszu-
stellen.

§ 219a (Unrichtige arztliche Feststellung):

(1) Wer als Arzt wider besseres Wissen eine unrichtige
Feststellung Uber die Voraussetzungen des § 218a Abs. 1
Nr. 2, Abs. 2 und 3 zur Vorlage nach § 219 Abs. 1 trifft,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe
bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe bedroht ist.
(2) Die Schwangere ist nicht nach Absatz 1 strafbar.
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Diese Regelungen wurden durch das Urteil des BVerfG
vom 25.02.1975—- 1 BvF 1, 2, 3, 4, 5, 6/74 — in grof3en
Teilen fiir nichtig erklért, sodass eine Neufassung erforder-
lich wurde. Diese erfolgte durch das 5. StAG von 1976 (s.
nebenstehend).

Diese Regelungen wurden am 21. Mai 1976 im Bundes-
gesetzblatt Teil | verkiindet und traten gemaf3 Art. 6 des
Gesetzes einen Monat spéter in Kraft.

Diese Regelungen sollten gemaf ihrer Verkiindung im
Bundesgesetzblatt am 5. August 1992 in Kraft treten. Am
Tage dieser Verkiindung, also am 4. August 1992, ent-
schied jedoch der 2. Senat des BVerfG auf eine Klage der
Bayerischen Staatsregierung und 248 Abgeordneten des
Deutschen Bundestages per Urteil (2 BvQ 16, 17/92),
dass (u.a.) dieser Teil des SFHG vorlaufig nicht in Kraft
treten durfte.

Mit seinem Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4,
5/92 — erklédrte das BVerfG § 218a Abs. 1 und § 219 in der
Fassung des SFHG fiir mit dem Grundgesetz unvereinbar
und nichtig (I. 1. und 2. der Entscheidungsformel). Zudem
wurde angeordnet, dass das bisher geltende Recht (das
Inkrafttreten des SFHG war ja insoweit bereits ausgesetzt
worden, s.0.) bis zum 15.06.1993 weitergelten solle. Da-
nach sollte § 218 in der Fassung durch das SFHG nicht
angewendet werden, ,wenn die Schwangerschaft inner-
halb von zwdlf Wochen nach der Empfangnis durch einen
Arzt abgebrochen wird, die schwangere Frau den Abbruch
verlangt und dem Arzt durch eine Bescheinigung nachge-
wiesen hat, dal3 sie sich mindestens drei Tage vor dem
Eingriff von einer anerkannten Beratungsstelle ... hat
beraten lassen.” (Im Klartext: Ab dem 16. Juni 1993 sollten
nach diesen Kriterien ausgefiihrte Schwangerschaftsab-
briiche straffrei bleiben.) Dennoch blieben Schwanger-
schaftsabbriiche auch in diesen Féllen weiterhin ,grund-
sétzlich verboten” (Ziff. Il. 2. der Entscheidungsformel).
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Fassung durch Art. 13 des SFHG von 1992

Fassung durch das SFHAndG'"

§ 218 (Schwangerschaftsabbruch):
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
Handlungen, deren Wirkung vor Abschluf3 der Einnistung
des befruchteten Eies in die Gebarmutter eintritt, gelten
nicht als Schwangerschaftsabbruch im Sinne dieses Ge-
setzes.
(2) In besonders schweren Fallen ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu funf Jahren. Ein beson-
ders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schwe-
ren Gesundheitsschadigung der Schwangeren ver-
ursacht.
(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
(4) [unverandert]

§ 218 (Schwangerschaftsabbruch):
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
Handlungen, deren Wirkung vor Abschluf} der Einnistung
des befruchteten Eies in die Gebarmutter eintritt, gelten
nicht als Schwangerschaftsabbruch im Sinne dieses Ge-
setzes.
(2) In besonders schweren Fallen ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu funf Jahren. Ein beson-
ders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater

1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder

2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schwe-

ren Gesundheitsschadigung der Schwangeren ver-
ursacht.

(3) [unverandert]
(4) [unverandert]
[unverdndert; die Anordnung Il. 2. des BVerfG aus seinem
Urteil vom 25.08.1993 — 2 BvF 2/90 und 4, 5/92 — wurde
mit diesem Gesetz durch die Neufassung des § 218a um-
gesetzt, so dass § 218i. d. F. des Art. 13 des SFHG nicht
gedndert werden musste]

§ 218a (Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs):
(1) Der Schwangerschaftsabbruch ist nicht rechtswidrig,
wenn
1. die Schwangere den Schwangerschaftsabbruch ver-
langt und dem Arzt durch eine Bescheinigung nach
§ 219 Abs. 3 Satz 2 nachgewiesen hat, daf} sie sich
mindestens drei Tage vor dem Eingriff hat beraten
lassen (Beratung der Schwangeren in einer Not- und
Konfliktlage),
2. der Schwangerschaftsabbruch von einem Arzt vor-
genommen wird und
3. seit der Empfangnis nicht mehr als zwolf Wochen
vergangen sind.
(2) Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt
vorgenommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht
rechtswidrig, wenn nach arztlicher Erkenntnis der Abbruch
notwendig ist, um eine Gefahr fir das Leben der Schwan-
geren oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeintrach-
tigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden, sofern
die Gefahr nicht auf andere fiir sie zumutbare Weise ab-

§ 218a (Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs):
(1) Der Tatbestand des § 218 ist nicht verwirklicht, wenn
1. die Schwangere den Schwangerschaftsabbruch ver-
langt und dem Arzt durch eine Bescheinigung nach
§ 219 Abs. 2 Satz 2 nachgewiesen hat, dal sie sich
mindestens drei Tage vor dem Eingriff hat beraten
lassen,
2. der Schwangerschaftsabbruch von einem Arzt vor-
genommen wird und
3. seit der Empfangnis nicht mehr als zwolf Wochen
vergangen sind.
(2) Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt
vorgenommene Schwangerschaftsabbruch ist nicht
rechtswidrig, wenn der Schwangerschaftsabbruch unter
Berucksichtigung der gegenwartigen und zukinftigen Le-
bensverhaltnisse der Schwangeren nach arztlicher Er-
kenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr fir das Leben oder
die Gefahr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung des
Gesundheitszustandes der Schwangeren abzuwenden,
sofern die Gefahr nicht auf andere fiir sie zumutbare Wei-

101 Quelle: BGBI. Teil | Nr. 44 vom 21.08.1995, S. 1050 (1055, 1056)
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gewendet werden kann.

(3) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 gelten auch als
erfillt, wenn nach arztlicher Erkenntnis dringende Grinde
fur die Annahme sprechen, dal} das Kind infolge einer
Erbanlage oder schadlicher Einfliisse vor der Geburt an
einer nicht behebbaren Schadigung seines Gesundheits-
zustandes leiden wiirde, die so schwer wiegt, daf von der
Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht
verlangt werden kann. Dies gilt nur, wenn die Schwangere
dem Arzt durch eine Bescheinigung nach § 219 Abs. 3
Satz 2 nachgewiesen hat, daR sie sich mindestens drei
Tage vor dem Eingriff hat beraten lassen, und wenn seit
der Empfangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen
verstrichen sind.

(4) Die Schwangere ist nicht nach § 218 strafbar, wenn
der Schwangerschaftsabbruch nach Beratung (§ 219) von
einem Arzt vorgenommen worden ist und seit der Emp-
fangnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen verstri-
chen sind. Das Gericht kann von Strafe nach § 218 abse-
hen, wenn die Schwangere sich zur Zeit des Eingriffs in
besonderer Bedrangnis befunden hat.

se abgewendet werden kann.

(3) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 gelten bei einem
Schwangerschaftsabbruch, der mit Einwilligung der
Schwangeren von einem Arzt vorgenommen wird, auch
als erfillt, wenn nach arztlicher Erkenntnis an der Schwan-
geren eine rechtswidrige Tat nach den §§ 176 bis 179 des
Strafgesetzbuches begangen worden ist, dringende Griin-
de fur die Annahme sprechen, dal} die Schwangerschaft
auf der Tat beruht, und seit der Empfangnis nicht mehr als
zwolf Wochen vergangen sind.

(4) [unverandert]

§ 218b (Schwangerschaftsabbruch ohne arztliche Fest-
stellung; unrichtige arztliche Feststellung):

(1) Wer in den Fallen des § 218a Abs. 2 oder 3 eine
Schwangerschaft abbricht, ohne da ihm die schriftliche
Feststellung eines Arztes, der nicht selbst den Schwan-
gerschaftsabbruch vornimmt, dariiber vorgelegen hat, ob
die Voraussetzungen des § 218a Abs. 2 oder 3 Satz 1
gegeben sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nichtin § 218
mit Strafe bedroht ist. Wer als Arzt wider besseres Wissen
eine unrichtige Feststellung Uber die Voraussetzungen des
§ 218a Abs. 2 oder 3 Satz 1 zur Vorlage nach Satz 1 trifft,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe be-
droht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 oder 2
strafbar.

(2) Ein Arzt darf Feststellungen nach § 218a Abs. 2 oder 3
Satz 1 nicht treffen, wenn ihm die zustandige Stelle dies
untersagt hat, weil er wegen einer rechtswidrigen Tat nach
Absatz 1 oder den §§ 218, 219a oder 219b oder wegen ei-
ner anderen rechtswidrigen Tat, die er im Zusammenhang
mit einem Schwangerschaftsabbruch begangen hat,
rechtskraftig verurteilt worden ist. Die zustandige Stelle
kann einem Arzt vorldufig untersagen, Feststellungen

§ 218b (Schwangerschaftsabbruch ohne arztliche Fest-
stellung; unrichtige arztliche Feststellung):

(1) Wer in den Fallen des § 218a Abs. 2 oder 3 eine
Schwangerschaft abbricht, ohne daR ihm die schriftliche
Feststellung eines Arztes, der nicht selbst den Schwan-
gerschaftsabbruch vornimmt, dariiber vorgelegen hat, ob
die Voraussetzungen des § 218a Abs. 2 oder 3 Satz+
gegeben sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nichtin § 218
mit Strafe bedroht ist. Wer als Arzt wider besseres Wissen
eine unrichtige Feststellung Uber die Voraussetzungen des
§ 218a Abs. 2 oder 3 Satz 1 zur Vorlage nach Satz# trifft,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe be-
droht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 oder 2
strafbar.

(2) Ein Arzt darf Feststellungen nach § 218a Abs. 2 oder 3
Satz-4 nicht treffen, wenn ihm die zustandige Stelle dies
untersagt hat, weil er wegen einer rechtswidrigen Tat nach
Absatz 1 oder den §§ 218, 219a oder 219b oder wegen ei-
ner anderen rechtswidrigen Tat, die er im Zusammenhang
mit einem Schwangerschaftsabbruch begangen hat,
rechtskraftig verurteilt worden ist. Die zustandige Stelle
kann einem Arzt vorlaufig untersagen, Feststellungen
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nach § 218a Abs. 2 und 3 Satz 1 zu treffen, wenn gegen
ihn wegen des Verdachts einer der in Satz 1 bezeichneten
rechtswidrigen Taten das Hauptverfahren er6ffnet worden
ist.

nach § 218a Abs. 2 und 3 Satz-4 zu treffen, wenn gegen
ihn wegen des Verdachts einer der in Satz 1 bezeichneten
rechtswidrigen Taten das Hauptverfahren eréffnet worden
ist.

§ 218c (Arztliche Pflichtverletzung bei einem Schwanger-
schaftsabbruch):
(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht,

1. ohne der Frau Gelegenheit gegeben zu haben, ihm
die Griinde fiir ihr Verlangen nach dem Abbruch der
Schwangerschaft dargelegt zu haben,

2. ohne die Schwangere uber die Bedeutung des Ein-
griffs, insbesondere Uber Ablauf, Folgen, Risiken,
mogliche physische und psychische Auswirkungen
arztlich beraten zu haben,

3. ohne sich zuvor in den Fallen des § 218a Abs. 1 und
3 auf Grund arztlicher Untersuchung von der Dauer
der Schwangerschaft (iberzeugt zu haben oder

4. obwohl er die Frau in einem Fall des § 218a Abs. 1
nach § 219 beraten hat,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 218 mit Strafe be-
droht ist.

(2) Die Schwangere ist nicht nach Absatz 1 strafbar.

§ 219 (Beratung der Schwangeren in einer Not- und Kon-
fliktlage):

(1) Die Beratung dient dem Lebensschutz durch Rat und
Hilfe fir die Schwangere unter Anerkennung des hohen
Wertes des vorgeburtlichen Lebens und der Eigenverant-
wortung der Frau. Die Beratung soll dazu beitragen, die im
Zusammenhang mit der Schwangerschaft stehende Not-
und Konfliktlage zu bewaltigen. Sie soll die Schwangere in
die Lage versetzen, eine verantwortungsbewufite eigene
Gewissensentscheidung zu treffen. Aufgabe der Beratung
ist die umfassende medizinische, soziale und juristische
Information der Schwangeren. Die Beratung umfaft die
Darlegung der Rechtsanspriiche von Mutter und Kind und
der moglichen praktischen Hilfen, insbesondere solcher,
die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage
von Mutter und Kind erleichtern. Die Beratung tragt auch
zur Vermeidung kinftiger ungewollter Schwangerschaften
bei.

(2) Die Beratung hat durch eine auf Grund Gesetzes aner-
kannte Beratungsstelle zu erfolgen. Der Arzt, der den
Schwangerschaftsabbruch vornimmt, ist als Berater aus-
geschlossen.

§ 219 (Beratung der Schwangeren in einer Not- und Kon-
fliktlage):

(1) Die Beratung dient dem Schutz des ungeborenen Le-
bens. Sie hat sich von dem Bemiihen leiten zu lassen, die
Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu ermutigen
und ihr Perspektiven fiir ein Leben mit dem Kind zu erdff-
nen; sie soll ihr helfen, eine verantwortliche und gewis-
senhafte Entscheidung zu treffen. Dabei muf} der Frau be-
wuBt sein, da das Ungeborene in jedem Stadium der
Schwangerschaft auch ihr gegeniber ein eigenes Recht
auf Leben hat und daf’ deshalb nach der Rechtsordnung
ein Schwangerschaftsabbruch nur in Ausnahmefallen in
Betracht kommen kann, wenn der Frau durch das Austra-
gen des Kindes eine Belastung erwachst, die so schwer
und auflergewodhnlich ist, daf sie die zumutbare Opfer-
grenze Ubersteigt. Die Beratung soll durch Rat und Hilfe
dazu beitragen, die in Zusammenhang mit der Schwan-
gerschaft stehende Konfliktlage zu bewaltigen und einer
Notlage abzuhelfen. Das Nahere regelt das Schwanger-
schaftskonfliktgesetz.

(2) Die Beratung hat nach dem Schwangerschaftskonflikt-
gesetz durch eine anerkannte Schwangerschaftskonflikt-
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(3) Die Beratung wird nicht protokolliert und ist auf
Wunsch der Schwangeren anonym durchzufiihren. Die
Beratungsstelle hat Uber die Tatsache, dal} eine Beratung
gemaf Absatz 1 stattgefunden hat und die Frau damit die
Informationen fir ihre Entscheidungsfindung erhalten hat,
sofort eine mit Datum versehene Bescheinigung auszu-
stellen.

beratungsstelle zu erfolgen. Die Beratungsstelle hat der
Schwangeren nach Abschlufd der Beratung hiertber eine
mit dem Datum des letzten Beratungsgesprachs und dem
Namen der Schwangeren versehene Bescheinigung nach
MaRgabe des Schwangerschaftskonfliktgesetzes auszu-
stellen. Der Arzt, der den Abbruch der Schwangerschaft
vornimmt, ist als Berater ausgeschlossen.

Diese Regelungen sollten gemél3 ihrer Verkiindung im
Bundesgesetzblatt am 5. August 1992 in Kraft treten. Am
Tage dieser Verkiindung, also am 4. August 1992, ent-
schied jedoch der 2. Senat des BVerfG auf eine Klage der
Bayerischen Staatsregierung und 248 Abgeordneten des
Deutschen Bundestages per Urteil (2 BvQ 16, 17/92),
dass (u.a.) dieser Teil des SFHG vorldufig nicht in Kraft
treten durfte.

Mit seinem Urteil vom 28.05.1993 — 2 BvF 2/90 und 4,
5/92 — erklérte das BVerfG § 218a Abs. 1 und § 219 in der
Fassung des SFHG fiir mit dem Grundgesetz unvereinbar
und nichtig (I. 1. und 2. der Entscheidungsformel). Zudem
wurde angeordnet, dass das bisher geltende Recht (das
Inkrafttreten des SFHG war ja insoweit bereits ausgesetzt
worden, s.0.) bis zum 15.06.1993 weitergelten solle. Da-
nach sollte § 218 in der Fassung durch das SFHG nicht
angewendet werden, ,wenn die Schwangerschaft inner-
halb von zwéIf Wochen nach der Empféngnis durch einen
Arzt abgebrochen wird, die schwangere Frau den Abbruch
verlangt und dem Arzt durch eine Bescheinigung nachge-
wiesen hat, dal8 sie sich mindestens drei Tage vor dem
Eingriff von einer anerkannten Beratungsstelle ... hat
beraten lassen.” (Im Klartext: Ab dem 16. Juni 1993 sollten
nach diesen Kriterien ausgefiihrte Schwangerschaftsab-
briiche straffrei bleiben.) Dennoch blieben Schwanger-
schaftsabbriiche auch in diesen Féllen weiterhin ,grund-
sétzlich verboten“ (Ziff. Il. 2. der Entscheidungsformel).?%?

Diese Fassung der fiir den Schwangerschaftsabbruch ein-
schldgigen Regelungen des Strafgesetzbuchs ist am 1.
Oktober 1996 in Kraft getreten (vgl. BGBI. Teil | S. 3322
[3323] vom 13. November 1998, dort Nr. 27) und gilt bis
zum 02.01.2019 unveréndert fort (vgl. Veréffentlichung
des StGB auf www.gesetze-im-internet.de, abgerufen am
02.01.2019; dortiger Vermerk: ,zuletzt gedndert durch Art.
1 G vom 30.10.2017 | 3618; Anderung durch Art. 14 G
vom 18.12.2018 | 2639 ... textlich nachgewiesen, doku-
mentarisch noch nicht abschlieBend bearbeitet”).

192 ygl. BGBI. Teil I Nr. 26 vom 12.06.1993, S. 820



PID, PND und das Lebensrecht behinderter Menschen — Anlage 2 Seite -1-

Anlage 2: Die embryopathische Indikation in den
Gesetzentwirfen von 1991

1. Gesetzentwurf der F.D.P. vom 16.05.1991 (BT-Drs. 15/551):

Der Gesetzentwurf sieht u.a. umfangreiche soziale Hilfen vor, die der schwange-
ren Frau die Entscheidung fur eine Fortsetzung der Schwangerschaft erleichtern
sollen. Im strafrechtlichen Teil ist eine embryopathische Indikation in § 218 Abs.
6 Nr. 1 b) mit einer Begrenzung auf 22 Wochen seit der Empfangnis vorgesehen.
In der Begrundung hierzu wird zunachst ausgefuhrt, dass diese Regelung gel-
tendem Recht entspreche. Weiter heil’t es: ,Die Beibehaltung der mit 22 Wochen
langeren Frist bei der eugenischen Indikation ist erforderlich, weil nicht sicherge-
stellt ist, da® etwaige Schadigungen des Embryos innerhalb der ersten zwolf
Wochen zuverlassig erkannt werden kénnen.“ (S. 17)

2. Gesetzentwurf der Gruppe Biindnis 90/DIE GRUNEN vom 06.06.1991 (BT-Drs.
12/696):

Mit einem ,Gesetz zur Sicherung der Entscheidungsfreiheit von Frauen beim
Umgang mit ungewollten Schwangerschaften“ sollte den Frauen die vollstandige
Entscheidungsfreiheit Uber einen Schwangerschaftsabbruch eingeraumt werden.
Folgerichtig sollten dem Entwurf zufolge die §§ 218 - 220 des Strafgesetzbuchs
ersatzlos gestrichen werden. Der allgemeine Teil der Begriindung wirft zunachst
ein Licht darauf, inwieweit die Autoren bereit sind, den Embryo bereits als
,menschliches Leben® anzuerkennen: ,Grundlage des Totungsvorwurfes ist die
Fiktion, dal} es sich bei der Leibesfrucht der Frau um einen eigenstandigen Men-
schen handelt. Wahrend der Schwangerschaft ist die Leibesfrucht jedoch Teil der
Frau, in der und Uber die sie existiert. Sie kann daher kein eigenstandiges
Rechtssubjekt sein. Das Recht auf ihren Schutz kann nur der Frau selbst einge-
raumt werden. Sie ist vor dem Verlust der Leibesfrucht ... ebenso zu schitzen
wie vor dem Verlust eines anderen Teils ihres Korpers oder ihrer Gesundheit. Die
Leibesfrucht ist menschliches Leben, dessen Menschwerdung allein in Symbiose
mit der Frau moglich ist. Ebensowenig wie eine Person dazu gezwungen werden
darf, sich selbst fur eine Arbeit oder fur eine bestimmte Handlung zur Verfigung
zu stellen, ist es legitim, eine Frau dazu zu zwingen, die Entstehung eines Men-
schen in ihrem Korper zuzulassen. Die Entscheidung einer Frau fir den Abbruch
ihrer Schwangerschaft verdient den gleichen Respekt wie die Entscheidung, sie
auszutragen. ... Der Vorwurf der Verantwortungslosigkeit gegenuber Frauen, die
abtreiben, ist haltlos. Kinder zu gebaren und grof3zuziehen ist ein Menschen-
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recht. Daruber, ob, wann und wo es verantwortungsvoll ist, dies zu tun, kann
nicht mit dem Anspruch der Allgemeingultigkeit geurteilt werden. (S. 9)

Die Autoren des Entwurfs gehen im Weiteren auf das BVerfG-Urteil von 1975 ein
und setzen sich in diesem Zusammenhang auch mit der embryopathischen Indi-
kation (hier als ,eugenische Indikation“ bezeichnet) auseinander: Es ,geht davon
aus, dald die Leibesfrucht vom Zeitpunkt ihrer Einnistung in der Gebarmutter ...
Anspruch auf das grundgesetzlich geschitzte Recht auf Leben und kérperliche
Unversehrtheit ... hat. Damit wird gleichzeitig in Kauf genommen, dal} die eben-
falls grundgesetzlich geschitzten Rechte auf Menschenwirde und die freie Ent-
faltung der Persdnlichkeit schwangeren Frauen gegeniber eingeschrankt wird.
Das Bundesverfassungsgericht betrachtete damals eine schwangere Frau und
ihre Leibesfrucht als zwei voneinander getrennte Rechtssubjekte, die gleiche
grundgesetzliche Rechte haben. Das Recht auf Leben wird héher bewertet als
das Recht auf freie Entfaltung der Personlichkeit, weswegen der Wille einer Frau,
die Schwangerschaft abzubrechen, gegeniber dem Recht auf Leben nach Mei-
nung der damaligen Richter zurtickstehen muf3. ... Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts ist ... auch in sich widersprtichlich: Seiner Logik, nach der die Lei-
besfrucht ab dem 15. Tag grundgesetzliche Rechte geniel’t, folgend, auller im
Falle der Gefahr fur das Leben und die Gesundheit der Frau ... in keinem Fall
abgebrochen werden. Entgegen dieser Logik werden im gleichen Urteil jedoch
drei Grunde genannt, aus denen das ,Recht’ der Leibesfrucht auf Leben und kor-
perliche Unversehrtheit zugunsten anderer Belange, unter der Voraussetzung,
dal} sie nicht ausschlie3lich die der Frau sind, eingeschrankt werden kann: Die
eugenische Indikation wurde nur teilweise im Interesse der Frauen eingefthrt. Im
Vordergrund steht das Bestreben des Staates, die Geburt behinderter Menschen
zu verhindern...“ (S. 10 f.) Der allgemeine Teil der Begrindung schliel3t mit der
Feststellung: ,Das 16 Jahre alte Urteil kann angesichts des Schadens, den die
daraus folgende westdeutsche Indikationsregelung an Frauen verursacht hat, ...
nicht mehr die Grundlage fir die heutige Gesetzgebung sein.” (S. 11)

3. Gesetzentwurf der SPD vom 21.06.1991 (BT-Drs. 12//841)

Mit einem ,Schwangeren- und Familienhilfegesetz soll die Strafbarkeit eines
Schwangerschaftsabbruchs in einem eigenen ,Gesetz Uber Aufklarung, Verha-
tung, Familienplanung und zur Regelung des Schwangerschaftsabbruches” und
somit aul3erhalb des Strafgesetzbuches geregelt werden. In der hierflr vorgese-
henen Bestimmung ist der ,Abbruch einer fremden Schwangerschaft durch einen
Arzt“ im Falle der medizinischen Indikation nicht mit Strafe bedroht; andere Indi-
kationen werden nicht genannt (Art. 14 § 12 Abs. 5, S. 11 f.). Im allgemeinen Teil
der Begrindung wird zunachst der konzeptionelle Ansatz des Gesetzesvor-
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schlags erlautert: ,Die — abweichend vom geltenden Schwangerschaftsabbruchs-
recht — ganzlich neue Konzeption des Schwangeren- und Familienhilfegesetzes
besteht darin, dal® der Schutz werdenden Lebens durch umfassende Hilfen der
unterschiedlichsten Art gewahrleistet werden soll. Insofern sind die sozialen
Schutz- und Leistungsregelungen, nicht etwa Beiwerk, sondern die Grundlage
und Basis des Schwangeren- und Familienhilfegesetzes. Durch die Summe die-
ser Einzelvorschriften wird ein wirksamer Lebensschutz gesichert.“ (S. 14) In der
Einzelbegrindung zu der Vorschrift des Art. 14 § 12 des Gesetzesvorschlags
(vgl. oben) findet sich weder ein Hinweis zum Wegfall der embryopathischen In-
dikation noch darauf, ob diese in der medizinischen Indikation aufgehen soll (vgl.
S.20f.)

4. Gesetzentwurf der Gruppe PDS/Linke Liste vom 01.07.1991 (BT-Drs. 12/898):

Der vorgelegte Gesetzentwurf will den Schwangerschaftsabbruch legalisieren
und darlUber hinaus Mindeststandards flir Frauen beim Schwangerschaftsab-
bruch gewahrleisten. Hierzu sollen die entsprechenden Bestimmungen aus dem
Strafgesetzbuch sowohl der BRD als auch der DDR gestrichen und das Grund-
gesetz in Art. 2 erweitert werden, ,um die Entscheidungsfreiheit von Frauen Gber
Austragen oder Abbruch einer Schwangerschaft verfassungsrechtlich zu schit-
zen“. (S. 2) Im allgemeinen Teil der Begrindung wird auch auf die Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1975 eingegangen, die voraus-
sichtliche Behinderung eines Kindes als Grund fiur die Straflosigkeit eines
Schwangerschaftsabbruchs zuzulassen: ,Seinem eigenen Grundsatz ,Lebens-
schutz der Leibesfrucht fir die gesamte Dauer der Schwangerschaft' ... hat das
Bundesverfassungsgericht schon in der gleichen Entscheidung qualitative Gren-
zen gesetzt. Es hat ausdrlcklich darauf verwiesen, eugenisch qualifizierte
Schwangerschaftsabbriche vom Abtreibungsverbot auszunehmen... Wenn in
dieser Weise Selektionsmallnahmen und die Abwertung behinderten Lebens
prajudiziert [bezlglich ihrer Beurteilung durch die Gerichte in einer bestimmten
Richtung vorbestimmt; Anm. d. Verf.] werden, ist der Verweis auf die nationalso-
zialistische Vergangenheit nur noch Vorwand fur die extensive Ausdehnung des
uneingeschrankten Rechts auf Leben flr den Foétus. Die Qualitatskontrollen, die
Frauen durch die Pranataldiagnostik auferlegt werden, haben hier ihren Ur-
sprung. Das gesetzlich eingeraumte Recht zur Abtreibung eines ,geschadigten’
Fotus ist in der Praxis zur moralischen Pflicht von Frauen geworden... Ein euge-
nisch indizierter Schwangerschaftsabbruch..., der bis zum Ende der 22. Woche
mdglich ist, veranlalRt heute viele Frauen zu einer ,Schwangerschaft auf Probe’,
bis das Ergebnis der Amniozentese [Fruchtwasseruntersuchung; Anm. d. Verf.]
vorliegt.” (S. 6) In der Einzelbegrindung zur vorgeschlagenen Ergénzung des
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Grundgesetzes wird noch einmal die Auffassung verdeutlicht, die schwangere
Frau und der in ihr heranwachsende Embryo bildeten eine Einheit; dies fuhre da-
zu, dass dem Embryo keine eigenen Rechte zugesprochen werden konnten (vgl.
S.10f.)

5. Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU (BT-Drs. 12/1178 [ohne Datum]):

Der Gesetzentwurf sieht neben der aufrecht erhaltenen Strafandrohung bei
Schwangerschaftsabbrichen umfangreiche soziale Hilfen vor, die in Konfliktfallen
die schwangere Frau zur Austragung der Schwangerschaft ermutigen sollen. Die
embryopathische Indikation soll erhalten bleiben, jedoch wird die Frist flr die
Straffreiheit des Abbruchs auf das Ende der 20. Woche nach der Empfangnis
verklrzt (Art. 20 Nr. 2, § 218a Abs. 2 Nr. 5; S. 14). Hierzu heil3t es in der Einzel-
begrindung lediglich: ,Dis psycho-soziale Notlagenindikation umfal3t auch die
bisherige eugenische und kriminologische Indikation, vermeidet aber das MiR-
verstandnis, allein die Schadigung des ungeborenen Kindes indiziere [begrinde;
Anm. d. Verf.] schon die Abtreibung. Entscheidend bleibt auch in diesen Fallen
die innere Konfliktsituation der Frau...“ (S. 34) Zu der Verkirzung der Frist um
zwei Wochen gegenuber der bisherigen Rechtslage findet sich keine Einlassung.

6. Gesetzentwurf der Abgeordneten Werner et al. vom 20.09.1995 (BT-Drs. 13/
1179):

Auch dieser Gesetzentwurf setzt neben der Strafandrohung fur einen Schwan-
gerschaftsabbruch auf sozial- und familienpolitische Hilfen sowie die Beratung
der Schwangeren. Die embryopathische Indikation findet sich in diesem Entwurf
nicht. Ein Schwangerschaftsabbruch soll nur dann straffrei bleiben, wenn er ,er-
forderlich ist, um eine konkrete Gefahr fur das Leben der Schwangeren abzu-
wenden® (§ 218a Abs. 1). Daruber hinaus wird von Strafe abgesehen, ,um von
der Schwangeren die Gefahr einer dauerhaften und schwerwiegenden Beein-
trachtigung ihres korperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes abzuwen-
den, die nicht auf eine andere fur die Schwangere zumutbare Weise abgewendet
werden kann®, sofern weitere Voraussetzungen erfullt sind; u.a. durfen seit der
Empfangnis nicht mehr als zwolf Woden verstrichen sein. Dies muss gerichtlich
festgestellt werden. Der Schwangerschaftsabbruch darf nur von Gynéakologen
vorgenommen werden (§ 218a Abs. 2, 3; vgl. S. 15). In der Einzelbegrindung
wird hierzu folgendes ausgefuhrt: ,Straflosigkeit ist insgesamt nur dann vorgese-
hen, wenn medizinische Grunde vorliegen. ... [Fur das von einem Gericht zu ent-
scheidende Absehen von Strafe] ist eine dauerhafte und schwerwiegende Beein-
trachtigung des korperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes der
Schwangeren erforderlich. Sie kann sich auch aus Umstanden ergeben, die im
psycho-sozialen Bereich wurzeln. Entscheidend ist jedoch, dal} diese zu einer



PID, PND und das Lebensrecht behinderter Menschen — Anlage 2 Seite -5-

schwerwiegenden Beeintrachtigung ,der Gesundheit' fuhren, also medizinisch re-
levante Auswirkungen mit Krankheitswert bei der Schwangeren gegeben sind.”
(S. 38) Weiter wird u.a. erlautert, weshalb eine gerichtliche Feststellung des
Sachverhalts fur erforderlich gehalten wird. Weder der Wegfall der embryopathi-
schen Indikation noch die Zwolf-Wochen-Frist werden naher begrindet (vgl. S.
38 f.).

7. Interfraktioneller Gesetzentwurf (BT-Drs. 12/2605 neu [ohne Datum]):

Der Entwurf sieht eine generelle Straffreiheit fur einen mit Einwilligung der
Schwangeren durchgeflhrten Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwdlf
Wochen der Schwangerschaft vor (§ 218 Abs. 5). Daruber hinaus bleibt die emb-
ryopathische Indikation erhalten; in diesen Fallen bleibt ein Abbruch bis zum En-
de der 22. Schwangerschaftswoche straffrei (§ 218 Abs. 7; S. 11 f.). Hinsichtlich
der ,kindlichen Indikation wird in der Begrindung zunachst bemerkt, dass die
Regelung (wie die der ebenfalls erhalten gebliebenen medizinischen Indikation)
.im wesentlichen der Regelung im geltenden Recht [entspricht]‘. Weiter wird
ausgefihrt: ,Die Beratungspflicht wurde auf die Falle der kindlichen Indikation ...
begrenzt. Hier kann die Beratung sinnvollerweise durch einen im Bereich der
Humangenetik oder der pranatalen Diagnostik spezialisierten Arzt erfolgen...”
(vgl. S. 22)

8. Empfehlung und Bericht des Sonderausschusses ,Schutz ungeborenen Lebens*
vom 22.06.1992 (BT-Drs. 12/2875):

Wegen der Gewichtigkeit der (Rechts-)Materie wurden — abweichend vom ubli-
chen parlamentarischen Verfahren — die vorstehend beschriebenen Gesetzent-
wurfe von dem Sonderausschuss beraten. Da die darin niedergelegten Vorstel-
lungen sehr weit auseinanderlagen und auch in langwierigen Beratungen nicht
zu einer einheitlichen Beschlussempfehlung zusammengeflhrt werden konnten,
legte dieser schlieBlich die vorstehend unter 5., 6. und 7. skizzierten Gesetzent-
wiirfe mit jeweils eigenen Anderungsvorschlagen als Zusammenstellung vor. Die
anderen vier Gesetzentwurfe wurden unverandert zur Abstimmung vorgelegt.
Jede/r einzelne Abgeordnete sollte frei nach seinem Gewissen entscheiden kon-
nen, welcher der vorgeschlagenen Losungen er seine/ihre Stimme geben wollte
(vgl. S. 90 f.).

a) Dabei wurde zu dem Gesetzentwurf zu 5. beziglich der embryopathischen
Indikation vorgeschlagen, die 20-Wochen-Frist auf 22 Wochen zu verlangern,
,soweit dies zur arztlichen Erkenntnis der Schadigung erforderlich® sei (S. 43
f.). Zur Begrundung wird bemerkt, dass diese aufgrund einer Anhorung er-
folgt sei (vgl. S. 94, li. Spalte).
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b) Zum Wegfall der embryopathischen Indikation in dem Gesetzentwurf zu 6.
wurden insoweit keinen Anderungen vorgeschlagen.

c) Zu dem Gesetzentwurf zu 7. schlug der Ausschuss vor, die darin in § 218
Abs. 5 - 10 normierten Regelungen in einen neuen § 218a zu Uberfihren.
Dem entsprechend findet sich die ansonsten unverandert formulierte embry-
opathische Indikation nunmehr in § 218a Abs. 3.

Diese Bundestags-Drucksache enthalt darlber hinaus einen ausfuhrlichen Be-
grundungsteil. Doch auch in dem Abschnitt ,Indikationenregelung“ finden sich
keine weiteren Hinweise, ob bzw. inwieweit die embryopathische Indikation Uber
die oben unter a) beschriebene Anderung an einem der Entwiirfe inhaltliches
Thema der Diskussionen im Ausschuss war (vgl. S. 102 f.).
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Anlage 3: Darstellung der Gesetzentwurfe zum Wegfall der
embryopathischen Indikation

1. Gesetzentwurf der SPD eines SFHANAG vom 17.11.1994 (BT-Drs. 13/27):

In der Neufassung des § 218a (Art. 2 Nr. 1 des Entwurfs) ist als Ausnahmetatbe-
stand fur die Straflosigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs ausschlieRlich die
medizinische Indikation aufgefuhrt (Abs. 3); Abs. 4 begrenzt die Straffreiheit auf
die 22. Woche nach der Empfangnis. Zur Begrindung heift es u.a.: ,Ebenso
[Bezugnahme auf eine Vergewaltigung als Ursache der Schwangerschaft; Anm.
d. Verf.] kann die zu erwartende schwere Behinderung des Kindes unter Berlck-
sichtigung der gegenwartigen und zukunftigen Lebensverhaltnisse der Schwan-
geren eine schwerwiegende Beeintrachtigung des korperlichen und seelischen
Gesundheitszustands darstellen.” (S. 10, re. Spalte) Die — aus der geltenden Ge-
setzesfassung ubernommene — 22-Wochen-Frist wird nicht naher begrundet.

2. Gesetzentwurf der F.D.P. eines SFHAndG vom 20.01.1995 (BT-Drs. 13/268)

In diesem Entwurf wird die embryopathische Indikation mit einigen redaktionellen
Anderungen beibehalten (s. Artikel 2 Nr. 2 auf S. 8 des Entwurfs). In der Begriin-
dung wird hierzu u.a. ausgefuhrt: ,Bei der embryopathischen Indikation ... wird
klargestellt, dal’ auch in diesem Fall der Eingriff nur mit Einwilligung der Schwan-
geren durch einen Arzt vorgenommen werden darf. Die redaktionelle Neufassung
soll ... verdeutlichen, dal} sich die Rechtfertigung aus der unzumutbaren Belas-
tung fUr die Schwangere ergibt, nicht dagegen etwa aus der geringeren Achtung
des Lebensrechts eines geschadigten Kindes. Eine Beratungspflicht ist nicht vor-
gesehen, denn es ist davon auszugehen, dal} in Fallen der embryopathischen
Indikation die die sinnvolle Beratung Uber die Moglichkeiten des Lebens mit dem
Kind unter Berlcksichtigung der konkret zu erwartenden Schadigung in aller Re-
gel von den Eltern freiwillig wahrgenommen wird, wenn sie erfahren, dass das
Kind voraussichtlich geschadigt sein wird.“ [Ein Beratungsanspruch ist allerdings
gegeben; Anm. d. Verf.] (vgl. S. 21)

3. Gesetzentwurf der CDU/CSU eines SFHANAG vom 24.01.1995 (BT-Drs. 13/285):

Die Autoren wollen die embryopathische Indikation erhalten und in § 218a Abs. 2
regeln; auch die 22-Wochen-Frist wird hier nicht verandert (Art. 13 Nr. 3 des
Entwurfs, S. 8). Im allgemeinen Teil der Begrindung erklaren die Autoren den
Schwangerschaftsabbruch bei Vorliegen (u.a.) der embryopathischen Indikation
fur ,rechtmaRig” [im Gegensatz zu dem Schwangerschaftsabbruch, der nach Be-
ratung innerhalb der 12-Wochen-Frist erfolgt; dieser wird als ,Unrecht* deklariert,
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bleibt aber dennoch straffrei; Anm d. Verf.] (S. 10, li. Spalte). Zur Vorschrift selbst
wird u.a. ausgefuhrt: ,Durch die geanderte Umschreibung der sogenannten emb-
ryopathischen Indikation ... soll noch deutlicher als bisher hervorgehoben wer-
den, dal® nicht die Schadigung des Ungeborenen als solche, sondern nur der
Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit der Belastung fur die Mutter Grund fur die
Rechtfertigung des Schwangerschaftsabbruchs ist. [Weiter] wird klargestellt, daf3
auch hier der Eingriff nur mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt vor-
genommen werden darf. Aul3erdem wird auf die bisher vorgesehene Beratungs-
pflicht verzichtet. Es ist davon auszugehen, dal} in Fallen der embryopathischen
Indikation die sinnvolle Beratung Uber die Moglichkeiten des Lebens mit dem
Kind unter Berucksichtigung der konkret zu erwartenden Schadigung in aller Re-
gel von den Eltern freiwillig wahrgenommen wird, wenn sie erfahren, dal} das er-
wunschte Kind voraussichtlich geschadigt sein wird. [Ein Beratungsanspruch ist
allerdings gegeben; Anm. d. Verf.] (S. 18, li. Spalte)

4. Gesetzentwurf des Bundesrates vom 02.02.1995 (BT-Drs. 13/375):

Der Bundesrat will lediglich die Beratung der schwangeren, in einen Konflikt ge-
ratenen Frau regeln. In dem Gesetzentwurf werden keine Anderungen weiterer
Gesetze, also auch nicht des StGB, vorgeschlagen.

5. Gesetzentwurf der Abgeordneten Huippe et al. vom 07.02.1995 (BT-Drs. 13/395):

In dem Entwurf ist die embryopathische Indikation nicht vorgesehen (vgl. Art. 1,
Formulierung des § 218a [S. 3]). In der Begrindung zu dem insoweit geanderten
§ 218a setzen sich die Autoren zunachst mit der Zielsetzung von Reformbestre-
bungen in diesem Rechtsbereich auseinander. Diese liege sowohl darin, ,das
Leben des ungeborenen Menschen zu schutzen®, als auch ,mit einer gesetzli-
chen Regelung zur Abtreibung gleichermalien die richtige rechtliche Antwort auf
die besondere Bedrangnis zu geben, in der die Schwangere eine Kindstétung
begeht®. Hierfur wirden zwei Ansatze verfolgt: Die Fristenldsung, in der der Ab-
bruch der Schwangerschaft flir einen gewissen Zeitraum derselben komplett
straffrei gestellt wird, und die Indikationenldsung, die hierflr bestimmte Fallgrup-
pen benenne. ,Beide Ansatze verfolgen den Weg, der Schwangeren bereits vor
der Tat eine Orientierung zu geben, unter welchen Voraussetzungen eine Straf-
barkeit nicht besteht. Trotz aller entgegenstehenden Beteuerungen stellen beide
Ldsungsansatze das Leben der ungeborenen Kinder damit fur besondere Falle
oder Fristen schutzlos. Auch die Indikationenmodelle stellen das Leben des un-
geborenen Kindes fur die Falle des Vorliegens einer Indikationsvoraussetzung
zur Disposition der Schwangeren und beteiligter Dritter. ... Der vorliegende Ent-
wurf den Fall der strengen (vitalen) medizinischen Indikation als nicht strafbar.
Hier stehen zwei Leben in sich ausschlieRender Konkurrenz. Die Entscheidung
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fur das eine Leben ist notwendig die Entscheidung gegen das andere. Gerade
wegen der ausnahmslosen Gleichwertigkeit von Leben untereinander besteht
deshalb hier ein strafrechtlicher Handlungsbedarf nicht, wenn die Mutter ihr Le-
ben dem Leben des Kindes vorzieht.” (S. 6 f.)

6. Gesetzentwurf der Abgeordneten der PDS vom 07.02.1995 (BT-Drs. 13/397):

Dieser Gesetzentwurf verfolgte eine vollig andere Zielsetzung: die absolute
Selbstbestimmung der Frau. Er sah eine vdllige Streichung der den Schwanger-
schaftsabbruch regelnden Bestimmungen des Strafgesetzbuches vor. In der Be-
grindung setzen sich die Autoren u.a. mit der Argumentation des Bundesverfas-
sungsgerichts auseinander, bei einem Schwangerschaftsabbruch werde mensch-
liches Leben getdtet, und formulieren hierzu folgenden Standpunkt: ,Das T6-
tungsverdikt [Verdikt = Urteil; Anm. d. Verf.] unterstellt eine assoziative [gedankli-
che; Anm. d. Verf.] Gleichsetzung von ,menschlichem Leben‘ und ,Mensch’. Es
beruht auf dem definitorischen Kunstgriff, die in der Realitat flir die Dauer der
Schwangerschaft untrennbare Einheit von schwangerer Frau und ihrer Leibes-
frucht fiktiv [in der Vorstellung, also nicht real; Anm. d. Verf.] aufzulésen, den Fo6-
tus zu personalisieren, um ihm dann folgerichtig ein eigenes Recht auf Leben zu-
zuerkennen. Nur mit Hilfe dieser Konstruktion kann die Leibesfrucht gegen die In-
teressen und Entscheidungen von schwangeren Frauen ausgespielt werden. In
dieser Sichtweise wird die schwangere Frau selbst zur eigentlichen Gefahr fur
die Leibesfrucht. ... Die vom Bundesverfassungsgericht gewahlte Interpretation
ergibt sich keineswegs zwingend aus dem Wortlaut des Grundgesetzes, vielmehr
bedient es sich christlicher Anschauungen, namentlich der katholischen Lehre,
derzufolge bereits mit der Empfangnis ein beseeltes Individuum und damit eine
Person vorliegt. ... Das vom Bundesverfassungsgericht postulierte [vorausge-
setzte; Anm. d. Verf.] Grundrecht auf Schutz des Lebens fir die Leibesfrucht
setzt eine fiktive, von der schwangeren Frau unabhangige Existenz der Leibes-
frucht voraus und ordnet ihr grundgesetzliche Rechte zu. Eine solche Sichtweise
ist das Resultat einer zutiefst patriarchalischen [von Mannern bzw. Vatern ge-
pragten; Anm. d. Verf.] Denkweise, die Frauen lediglich als potentiell Gebarende
wahrnimmt und letztlich aus dem Korper der Frau eine Versorgungsmaschinerie
fir das fétale Wachstum macht.” (allgemeiner Teil, S. 4) Die Streichung der Be-
stimmungen zum Schwangerschaftsabbruch aus dem StGB wird letztlich nur
noch mit zwei Satzen begrindet: ,Durch dieses Gesetz wird Frauen das Recht
auf freie Entscheidung Uber Austragung oder Abbruch einer Schwangerschaft
zugesprochen. Folglich sind die §§ 218 bis 219b zu streichen.” (S. 7)
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7. Gesetzentwurf Bindnis 90/DIE GRUNEN vom 08.02.1995 (BT-Drs. 13/402):

Dieser Text sieht (jedenfalls inhaltlich) keine Anderung des § 218a Abs. 3 in der
Fassung des SFHG von 1992 vor (vgl. Art. 7 Nr. 1 Buchst. b), S. 7); mithin soll
nach diesem Entwurf die embryopathische Indikation nicht aus dem Strafgesetz-
buch gestrichen werden. Entsprechend weist auch die Begrindung lediglich da-
rauf hin, dass (dem Konzept des Entwurfs folgend) die Einzelheiten des Bera-
tungskonzepts nicht mehr im StGB, sondern in einem eigenen Gesetz geregelt
werden (vgl. S. 15).

In einem krassen Gegensatz zu diesem Gesetzentwurf steht ein am selben Tag
eingebrachter Antrag der Abgeordneten Kerstin Muller und der Fraktion Blndnis
90/DIE GRUNEN, der mit ,Selbstbestimmungsrecht der Frauen® Uberschrieben
ist (BT-Drs. 13/409). Der letzte Satz dieses Antrags lautet: ,Diese Rechte [der
Frauen; Anm. d. Verf.] kbnnen nur Uber eine ersatzlose Streichung des § 218
gewahrleistet werden.“ Eine solche Streichung ist allerdings in dem Gesetzent-
wurf nicht enthalten.

8. Im Folgenden wurden diese sieben Gesetzentwurfe sowie der Antrag in den zu-
standigen Ausschussen beraten. Offenbar wegen der Bedeutung der gesetzli-
chen Neuregelung wurde neben der Uberweisung an die Fachausschiisse ein
federfUhrender (also die Beratungen koordinierender) Unterausschuss ,Schwan-
geren- und Familienhilfeanderungsgesetz” gebildet. Im Verlauf der Beratungen
schlug dieser mit verschiedenen Mehrheiten folgendes vor:

a) Die im Gestalt Rahmen eines gemeinsam eingebrachten Anderungsantrags
zusammengefassten Entwirfe von CDU/CSU, SPD und FDP (Nrn. 3., 1. und
2.) zu beschlief3en,

b) die Gesetzentwiirfe von Biindnis 90/DIE GRUNEN (Nr. 7), Hiippe et al. (Nr. 5)
sowie der PDS (Nr. 6) abzulehnen und

c) den Gesetzentwurf des Bundesrates (Nr. 4) sowie den Antrag von Blndnis
90/DIE GRUNEN fiir erledigt zu erklaren.

Diesen Empfehlungen, zusammengefasst in der Bundestags-Drucksache 13/
1850 vom 28.06.1995, folgte schlieRlich die Mehrheit der Mitglieder des Deut-
schen Bundestages, und auch der Bundesrat erhob keine Einwande. Somit wur-
de das Gesetz am 21. August 1995 im Bundesgesetzblatt verkiindet. Mit dem In-
krafttreten der Anderungen des Strafgesetzbuches durch dieses Gesetz am 1.
Oktober 1995 war somit die embryopathische Indikation flr einen Schwanger-
schaftsabbruch gut einundzwanzig Jahre nach ihrer Einfugung nicht mehr Be-
standteil des StGB (die FDP hatte in dem gemeinsamen Anderungsantrag ihre
Vorstellung von deren Beibehaltung nicht durchsetzen konnen).
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Zur Begrundung fir diese Entscheidung heil3t es zunachst allgemein: ,Aus ethi-
schen Grunden sei die embryopathische Indikation gestrichen worden, um MifR-
verstandnisse zu verhindern, eine zu erwartende Behinderung eines Kindes sei
ein rechtfertigender Grund fur einen Abbruch.” (S. 18) Kritik kam von dem/der
Abgeordneten, der/die den Entwurf von Huppe et al. vertrat: ,In der erweiterten
medizinischen Indikation kdnnten Abbriche bei der Behinderung eines ungebo-
renen Kindes getarnt werden. Es sei unbedingt notwendig, soziale MaRnahmen
in Angriff zu nehmen, u.a. die Umsetzung der Kindergartenplatzgarantie zu si-
chern.” (S. 19) In der Einzelbegrindung ist dann ausgefluhrt: ,Von einer embryo-
pathischen Indikation ist abgesehen worden. Vor allem die AuRerungen von Be-
hindertenverbanden hatten namlich aufgezeigt, dal} eine derartige Regelung zu
dem MiRverstandnis gefuhrt hat, die Rechtfertigung ergebe sich aus einer gerin-
geren Achtung des Lebensrechtes eines geschadigten Kindes. Zwar beruhten
seit jeher die Regelungen betreffend die embryopathische Indikation auf der Er-
wagung, dal® sich in solchen Fallen eine unzumutbare Belastung fur die
Schwangere ergeben kann. Durch die Formulierung der medizinischen Indikation
... kénnen diese Fallkonstellationen aufgefangen werden. Damit wird klargestellt,
dald eine Behinderung niemals zu einer Minderung des Lebensschutzes flihren
kann.“ (S. 25f.)



